
Die Öffnung und B efreiung der Konzent-
rationslager mit ihren unb eschreiblichen
und unsagb aren Schreckensbildern, die B e-
richte der Üb erleb enden de s Naziterrors,
Jahre sp äter die Frankfurter Auschwitzpro-
zesse − und letztlich : Die unaufgearb eitete ,
ab er erdrückende Erinnerung in den Köp-
fen der vielen Kriegsteilnehmer, sei es als
Täter, sei e s als Opfer, üb er die sie nicht o der
nur ganz vereinzelt zu sprechen wagten, we-
der öffentlich no ch (wie wir heute wissen)
im privaten B ereich; mit alle dem mu sste
die se Nachkriegsgesellschaft fertig werden .
Und damit tat sie sich naturgemäß schwer:
Täter und Opfer waren nur schwer zu tren-
nen, nicht nur, weil viele der Täter plötzlich
Opfer gewesen sein wollten, sondern weil
die eigentümliche Verstrickung in das fa-
schistische und militaristische System vie-
len selb st die Kraft zur Unterscheidung von
Recht und Unrecht genommen hatte .

D er erste und alles b estimmende Kon-
sens im ge samten Nachkriegsdeutschland
schien daher zunächst no ch die Ablehnung
j eglichen Militarismu s zu sein − und der
wurde auch so b eim Namen genannt, so wie
der Pazifismus als Gegenmo dell im allge-
meinen Sprachgeb rauch präsent war.

Am 5 . März 1 9 4 6 unterzeichneten die Mi-
nisterpräsidenten der drei Länder der ame-
rikanischen Zone (B ayern, Groß-Hessen
und Württemb erg-B aden) das » Gesetz Nr.
1 0 4 zur B efreiung von Nationalsozialismu s
und Militarismus« , das formulierte , »die B e-
freiung von Nationalsozialismu s und Milita-
rismu s« sei eine »unerlässliche Vorb edin-
gung für den politischen, wirtschaftlichen
und kulturellen Wiederaufb au (. . . ) mit dem
Ziel, den Einflu ss nationalsozialistischer
und militaristischer Haltung und Ideen auf
die D auer zu b eseitigen« .

Die D efinition des Militarismu s in Art. 8
lautete gar: »I . Militarist ist: 1 . Wer das Leb en
des deutschen Volke s auf eine Politik der mi-
litärischen Gewalt auszurichten suchte ; 2 .
wer für die B eherrschung fremder Völker,
ihre Au snutzung und Verschleppung einge-
treten o der verantwortlich ist ; 3 . wer die
Aufrü stung zu die sen Zwecken förderte . II .
Militarist ist insb esondere , (. . . ) , 1 . Wer durch
Wort o der Schrift militaristische Lehren
o der Programme aufstellte o der verbreitete
o der außerhalb der Wehrmacht in einer O r-
ganisation aktiv tätig war, die der Förde-
rung militaristischer Ideen diente ; (. . . ) «

D er D eutsche Bundestag lehnte b ereits
in seiner ersten außenpolitischen D eb atte
am 2 4 . und 2 5 . Novemb er 1 949 eine erneute
Aufstellung von Streitkräften ausdrücklich
und mit üb erwältigender Mehrheit ab .

Konrad Adenauer erklärte seine Po sition
am 4 . D ezemb er 1 949 gegenüb er dp a no ch
so : »In der Öffentlichkeit muss ein für alle-
mal klargestellt werden, dass ich prinzipiell
gegen eine Wiederaufrü stung der Bundes-
republik D eutschland und damit auch ge-
gen die Errichtung einer neuen deutschen
Wehrmacht bin . «

as rechtliche , vor allem verfassungs-
rechtliche Verständnis des Rechtes

der Kriegsdienstverweigerung (KDV) und
dem folgend das Verhältnis von Wehr- und
Zivildienst scheint weitgehend au s dem öf-
fentlichen Blick geraten zu sein . Erst recht
scheint das Verständnis de ssen, worum es
b ei KDV, Pazifismu s/Militarismus inhaltlich
geht, im öffentlichen B ewu sstsein bis zur
Unkenntlichkeit verstümmelt. Ich will ver-
suchen, in grob en Zügen einige der B egriffe
und ihre Inhalte zu rekonstruieren, um
dann daraus die geb otenen Konsequenzen
im Sinne meines Themas abzuleiten .

Man muss sich zur systematischen Ein-
ordnung des Grundrechts der KDV und der
einzelnen Ab schnitte der Entwicklung eini-
ges von der historischen Ausgangssituation
in Erinnerung rufen, was heute weitgehend
verge ssen zu sein scheint, wenn von Wehr-
pflicht und KDV die Rede ist.

Der geschichtliche und
politische Hintergrund

D ie D eutschen, o der j edenfalls die ganz
üb erwiegende Mehrheit, waren in zwei
Weltkriegen auf zwiesp ältige Weise Täter
und Opfer zugleich geworden, nämlich Op-
fer der Folgen ihrer eigenen ungeheuerli-
chen Verbrechen gegen die Menschlichkeit.
Nicht die Tatsache indes , dass sie Kriege b e-
gonnen hatten, was in dieser Phase der eu-
rop äischen Geschichte immer no ch zu den
legitimen Mitteln der Politik gehörte , auch
nicht, dass sie sie verloren hatten, war der ei-
gentliche Makel . D en hatten sie sich viel-
mehr selb st dadurch eingebrannt, dass sie
mit diesen Kriegen ein bis dahin nicht ge-
kanntes Massenmorden, eine unb eschreib-
liche Form der menschenverachtenden
Brutalität eingeleitet und vorformuliert hat-
ten, die dann in gleicher o der ähnlicher Wei-
se Maßstab der militärischen E skalation
und mithin der Gegenmaßnahmen ihrer
Gegner wurde und sich gegen sie selb st
richtete , sie wiederum zu Opfern machte .

Was in den Feldschlachten des Ersten
Weltkrieges erstmals exzessiv und in aller
ob szönen Schamlo sigkeit gegenüb er j edem
Minde stmaß an Menschlichkeit und ethi-
schem Anstand mit geschätzten 8 , 7 Millio-
nen Toten vorexerziert wurde , war im
Zweiten Weltkrieg dann schon Standard ,
der nur no ch der technischen und organisa-
torischen Perfektionierung b edurfte :

Die vollkommene Unterwerfung des Le-
b ens und der Person de s Einzelnen unter
die militärischen Ziele , und sehr eng damit
verflo chten die Reduzierung des Einzelnen
auf seine bloße Funktion im militärischen
App arat (und p arallel dazu im faschisti-
schen Staatsge sellschaftsapp arat, die b eide
mehr und mehr ineinander üb ergingen) , ei-
nem App arat zugleich, der − wie selten zu-
vor in der Geschichte in solchen Dimensio-
nen − auf Vernichtung von Menschen ge-
richtet war und nicht bloß auf Grenzverän-
derungen, Machterweiterung o der wirt-
schaftliche Au sb eutung − die klassischen
Kriegsziele .

D amit hatte Militarismus in seiner b is da-
hin ab scheulichsten Form zugleich sein We-
sen offenb art und sein Ge sicht gezeigt, das
sich tief in das B ewu sstsein der Menschen
und das kulturelle Gedächtnis der Ge sell-
schaft eingeprägt hatte .

Die Täter, die Profiteure und Arrangeure
des Krieges fühlten sich (j edenfalls nach
der zweiten Niederlage) nicht lediglich als
Verlierer, sondern sie waren geächtete Kri-
minelle , als Verbrecher gegen die Mensch-
lichkeit gebrandmarkt. D ie Nürnb erger Pro-
ze sse − und das ist b ei aller Heuchelei , die es
auch dort gab , ihr eigentliches Verdienst −
hatten erstmals den »Kriegs-Herren« ihren
Nimbus als »Herren der Ge schichte« genom-
men und sie und den Militarismu s , den sie
verkörperten, in ihrer ganzen Erb ärmlich-
keit vorgeführt.

Michael Hofferbert

Über den Umgang mit einem gesellschaftlichen Tabu
Grundsätzliche Überlegungen zu Selbstverständnis, Ziel und Methodik der KDV-Beratung

Während Kriegsdienstverweigerung und
Wehrpflicht j ahrzehntelang zentrale The-
men der p azifistisch-antimilitaristischen
Au seinandersetzung, B ewu sstseinsbil-
dung und Politisierung waren, ist ihre B e-
deutung erheblich gesunken . Aus Kriegs-
dienstverweigerern wurden »Zivis« , die
meisten KDV-B eratungsstellen hab en ihre
Arb eit eingestellt, die Frage der B eib ehal-
tung o der Ab schaffung der Wehrpflicht
wird unabhängig von der Auseinanderset-
zung üb er Krieg und Frieden diskutiert.

D ab ei liegt die Zahl der j ährlich ge stell-
ten KDV-Anträge anhaltend b ei weit üb er
1 0 0 . 0 0 0 (Man erinnere sich : 1 9 5 8 gab es
knapp zweieinhalb Tausend KDV-Anträ-
ge , 1 9 68 fast 1 1 . 60 0 , 1 978 fast 4 0 . 0 0 0 , 1 9 8 8
knapp üb er 7 7. 0 0 0 und vor 1 0 Jahren üb er
1 70 . 0 0 0 .) . . . dab ei führt die Bundesrepub-
lik D eutschland seit einem Jahrzehnt fast
selb stverständlich Kriege .

Gründe genug also , sich mit diesen Fra-
gen wieder grundsätzlich zu b eschäfti-
gen . Die Zentralstelle KDV als gemeinsa-
me Einrichtung von 2 6 Organisationen
hat dies auf ihrer Mitgliederversammlung
im Novemb er getan .

Wir veröffentlichen dazu − auch als Dis-
ku ssionsanstoß innerhalb der LeserIn-
nenschaft − in gekürzter und redaktionell
bearbeiteter Fassung den Vortrag, den Mi-
chael Hofferb ert b ei dieser Versammlung
am 1 5 . Novemb er in B erlin gehalten hat
(wegen de s Umfangs in einem speziellen
Layout) .

Michael Hofferb ert ist Rechtsanwalt in
Frankfurt am Main und seit Jahrzehnten
auch in Wehrpflicht- und KDV-Verfahren
tätig . Die ungekürzte Fassung seine s Vor-
trags ist erhältlich üb er die Internet-
Homep age der Zentralstelle KDV unter
der Adre sse www. zen tralstelle-kdv. de/

pdf/3 04.pdf
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Adenauer, der den Schwenk zur Wieder-
b ewaffnung längst heimlich vollzogen und
den USA einen militärischen B eitrag von
5 0 0 . 0 0 0 Soldaten zugesagt hatte , als er die se
nahezu p azifistisch klingende öffentliche
Erklärung von sich gab , sprach zunächst in
der dann unvermeidlich werdenden öffent-
lichen D eb atte üb er die Aufstellung deut-
scher Truppen no ch relativ offen von ange-
strebter »Remilitarisierung« , wenn auch
vornehmlich zur Vermeidung de s von der
Oppo sition verwendeten B egriffes der
»Wiederb ewaffnung« . In einer Vortragsno-
tiz der »Dienststelle Blank« , die zur organisa-
torischen, prop agandistischen und ideolo-
gischen Vorb ereitung militärischer Maß-
nahmen eingesetzt worden war

1 )

, heißt es
dazu : »D er B egriff Remilitarisierung (sei)
wegen seiner Nähe zum B egriffRenazifizie-
rung zu vermeiden . « Als Alternative wurde
vorgeschlagen : »B esser: Eingliederung in
die europä ische A bwehrfro n t a us No t-
wehr« − ein Argumentationstopo s, der für
die weitere alltägliche ideologische Au sei-
nandersetzung der Pazifisten mit dem neu-
en Militarismu s in den Folgej ahren no ch
hö chst b edeutsam werden sollte .

D ie dann folgende D eb atte üb er die »Wie-
derb ewaffnung« hat die Bunde srepublik in
den frühen 5 0 er Jahren nachhaltig politi-
siert und gesp alten . Von der bitteren Kriegs-
erfahrung B elehrte und zu Pazifisten B e-
kehrte , Teile der Gewerkschaften, der Par-
teien vorwiegend , ab er keineswegs nur des
linken Spektrums , Teile der Kirchen, vieler
Verb ände , ab er auch viele Einzelne , nichtor-
ganisierte Pazifisten, Humanisten, Künstler
und Intellektuelle standen mit der p azifisti-
schen Lo sung »Nie wieder Krieg ! « in einem
heftigen und offen ausgetragenen Streit mit
den B efürwortern des neuen Militarismu s .
Im Oktob er 1 9 5 0 trat Gu stav Heinemann
au s Prote st gegen die von ihm so b ezeichne-
te »Remilitarisierungspolitik« der Regie-
rung als Innenminister zurück.

2 )

»Brückenkopf des Widerstands«

Was b ereits 1 94 6 und no ch lange vor der
Wiederb ewaffnung mit dem B egriff des
» Gewissens« im Zu sammenhang mit Krieg
und Kriegsdienst in no ch frischer Erinne-
rung an die Grauen des Kriege s, im Ange-
sicht der B arb arei eine s glob alen Völker-
schlachtens und de ssen damals alltäglich
no ch wahrnehmb arer Folgen in Art. 4 Ab s . 3
Grundgesetz (GG) erklärtermaßen als »Ap-
pell an das Gewissen« , also an die ethische
Verantwortlichkeit und Verantwortung j e-
des Einzelnen formuliert war, wurde dann
allerdings mit der Entscheidung zur Wie-
derb ewaffnung fast zwangsläufig zum ver-
fassungsrechtlich institutionalisierten Me-
netekel , zum potenziellen Stachel der Erin-

nerung im Fleisch einer Gesellschaft, die
nur schnell wieder vergessen sollte : Mit j e-
der Erfassung eines Wehrpflichtigen stellte
sich die Frage nach der Erinnerung an die
Wirklichkeit des Krieges und die Aufforde-
rung nach persönlicher Verantwortung neu
− an die Wehrpflichtigen selb st eb enso wie
an deren Eltern und Familien .

Art. 4 Ab s . 3 GG erwies sich so zunächst
als ein Brückenkopf des Widerstandes , von
dem aus die Erinnerung an das Thema und
damit zugleich an das Trauma des Krieges
und seine menschenverachtende Logik
nicht bloß mu seal gepflegt, sondern in prak-
tisches − politisches − Handeln umgesetzt
werden konnte : D er Einzelne konnte sich
unmittelb ar wirksam der Mehrheitsent-
scheidung üb er die Widerb ewaffnung un-
ter B erufung auf sein Gewissen, also unter
B erufung auf ethische Prinzipien widerset-
zen . D as wäre eine großartige Chance für
den Pazifismu s gewesen, wenn sie denn of-
fensiv genutzt worden wäre : Eine Chance
der ständigen und immer wieder aktuellen
Gegenüb erstellung der »Ethik einer Zivilge-
sellschaft« einerseits , wie sie den Grund-
rechtskatalog der Verfassung prägt, und der
»Logik militärischer Gewalt« andererseits,
die in einem unüb erbrückb aren ethischen
Gegensatz zueinander stehen .

Ich meine damit nicht die − j edenfalls
mich − nicht sehr üb erzeugende Gegen-
üb erstellung von »gewaltlo sem Wider-
stand« einerseits und »militärischer Gewalt«
andererseits , auf die viele in endlo sen D e-
b atten mit den damals no ch vorhandenen
Prüfungsgremien abgestellt hab en, um sich
am Ende sagen lassen zu mü ssen, sie seien
eb en keine Realisten .

Diese Gegenüb erstellung zielt vielmehr
auf den wirklich grundlegenden, geradezu
p aradigmatischen Unterschied zwischen zi-
viler Gewalt, wie sie auch im alltäglichen Le-
b en einer Zivilge sellschaft unverzichtb ar
ist, mit ihrer unab dingb aren Bindung an
den Maßstab der Menschenwürde und den
darau s resultierenden unb edingten An-
spruchs des Einzelnen auf Leb en einerseits,
und der − einer völlig anderen inneren Lo-
gik folgenden − spezifisch militärischen Ge-
walt andererseits , die von dieser Bindung
b efreit ist. Also nicht lediglich unterschied-
liche Intensität von sonst wesensgleicher
Gewalt, sondern grundsätzlich unter-
schiedliche Arten von Gewalt, unterschie-
den eb en durch die Maßstäb e und Grenzen
ihrer Anwendung und die ihnen damit j e-
weils zuwachsenden Aufgab en von Rettung
o der Vernichtung .

Dieser B rückenkopf des Widerstandes
wäre eine Chance für den Pazifismu s gewe-
sen, ab er die blieb auch deshalb weitgehend
ungenutzt, weil b ei den D eutschen Repub-
lik, D emokratie und Rechtsstaatlichkeit
no ch nicht wirklich angekommen und die
Kräfte der Restauration mächtiger, geübter
und schneller waren als die vom Faschismu s
dezimierten und sich erst wieder sammeln-
den Kräfte der Aufklärung, der Intellektuel-
len, der Linken, der humanistischen und der
christlichen Oppo sition und der Gewerk-
schaften .

Die Täter und Profiteure des Kriege s und
des faschistischen Systems hatten trotz aller
mit dem » Gesetz Nr. 1 0 4 zur B efreiung von
Nationalsozialismus und Militarismu s« ver-
folgter B estrebungen ihrer »Au sschaltung

au s der Teilnahme am öffentlichen, wirt-
schaftlichen und kulturellen Leb en des Vol-
kes« schnell wieder die − zunächst wirt-
schaftliche − Macht inne (die an der neuen
Rü stung auch wieder verdiente) , ab er nach
einer kurzen Zwischenphase auch wieder
die Macht in den Parteien, den Medien, den
Schulen und Ho chschulen und sonstigen
Schlü sselstellen der Ge sellschaft, von de-
nen sie gerade ferngehalten werden sollten .

Was lag da näher als der Versuch, die Erin-
nerung an ihre Verbrechen und die Wirk-
lichkeit des Krieges mit allen möglichen
Mitteln der politischen Prop aganda gezielt
zu verdrängen, die Themen der Schmach
ideologisch durch allerhand heuchlerische
Ritu ale und D enkverb ote zu neutralisieren

− eb en mit Tabu s zu üb erdecken? !
Und das Tabu der Logik militärischer Ge-

walt scheint eines derj enigen zu sein, die
sich bis heute am hartnäckigsten gehalten
hab en .

Die Metho den der ideologischen Ent-
schärfung o der Verleugnung des ethischen
Konfliktes , der sich durch die »Remilitari-
sierung« ergab , waren vielfältig und blieb en
nicht ohne Wirkung . Schon in der (von den
Pazifisten dann allzu schnell üb ernomme-
nen und bis heute gültigen) gesetzlichen
Terminologie b ei Einführung de s Art. 1 2 a
GG sowie § 2 5 des Wehrpflichtgesetzes von
1 9 5 6 lag in gewisser Weise ein pej orativer
Schlenker der Sprachregelung : Während
Art. 4 Ab s . 3 GG 1 94 6 no ch von dem Verbot
spricht, j emanden zum Kriegsdienst zu
zwingen, also das an den Staat und alle sei-
ne Organe gerichtete , unmittelb ar wirksa-
me Verb ot ausspricht, aktiv auf j emanden
zum Zwecke der Dienstleistung einzuwir-
ken, liegt in dem B egriff de s Kriegsdienst-
verweigerers , der dann schnell auch in der
Umgangssprache gar zum Wehrdienstver-
weigerer mutiert ist, die geschickte Unter-
stellung einer Negativhaltung des Sich-Ver-
weigerns, und das zumal no ch gegenüb er
der do ch eigentlich ganz selb stverständlich
klingenden Reaktion und Pflicht des Sich-
Wehrens und des Schutzes für andere .

Auch gab es allerhand Versuche der Ab-
schleifung dieses Stachels des Pazifismu s
durch den Ge setzgeb er selb st: Die so ge-
nannten weißen Jahrgänge und Angehörige
von Opfern des Naziregime s wurden von
der Einb erufung verschont, wer Angehöri-
ge ersten Grades , Eltern o der Geschwister
durch Kriegseinwirkungen verloren hatte ,
wurde nicht gegen seinen Willen einb eru-
fen, eb enso Theologen o der solche , die e s
werden wollten .

Ab er j e mehr Folgej ahrgänge zur Einb e-
rufung anstanden, j e mehr dann Mitte der
1 9 60-er Jahre der Widerstand gegen das er-
starrte und dysfunktional gewordene Sys-
tem der Restauration wuchs und j e mehr
der B edarf an Soldaten stieg, um das
5 0 0 . 0 0 0-Soldaten-Versprechen de s Remili-
tarisierungskanzlers zu erfüllen und den in-
zwischen wieder in Amt und Würden b e-
findlichen Nazi-Generalen in neuer Uni-
form die erforderliche Verfügungsmasse zu
verschaffen, wuchs auch die Zahl der »Ver-
weigerer« − nicht zuletzt auch vor dem Hin-
tergrund der erneut durch die Bilder und
B erichte vom Krieg in Vietnam ins B ewu sst-
sein gerufenen Wirklichkeit des Krieges .

Die Wahrnehmung des Grundrechte s
au s Art. 4 Ab s . 3 GG stand also (immer no ch)

1 ) 1 9 5 0 erfolgte die Ernennung von Theo dor Blank
zum »B eauftragten des Bundeskanzlers für die mit der
Vermehrung der alliierten Truppen zu sammenhän-
genden Fragen« .
2 ) Die B egriffe »Militarismus« und »Pazifismu s« wer-
den in den folgenden Au sführungen b ewusst auf die-
sen Kern reduziert verwendet, nämlich Militarismus
als die B ereitschaft einer Gesellschaft, Krieg zu führen
bzw. sich darauf vorzubereiten, und Pazifismu s als
Weigerung des Einsatzes militärischer Gewalt − wohl
wissend , d ass sie sich d arin nicht erschöpfen und d a-
mit nichts über die gesellschaftlichen, politischen
und öko no mischen B edingungen von Militarismus
und Pazifismus , b ei letzterem auch nichts üb er dessen
ganz unterschiedliche Strö mungen, gesagt ist.
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rierten, Haftstrafen in Kauf nahmen und sol-
che auch wiederholt abgesessen hab en,
sich ganze Leb ensab schnitte und Karrieren
verdorb en o der gar − und das war leider kei-
ne Seltenheit − au s Scham vor der D emorali-
sierung der Prüfungsverfahren und au s
Angst vor dem Kontakt mit der Waffe sich
das Leb en genommen hab en .

Die Verweigerung de s Kriegsdienste s b e-
rührte so o der so also stets auch die Ge-
schichte der eigenen Familie

4)

. Was das
wirklich b edeutet, ist erst sehr viel sp äter im
Rahmen der wissenschaftlichen Erfor-
schung und Aufarb eitung der so genannten
Second-Generation-Problematik

5 )

ins B e-
wu sstsein getreten : D as Trauma von Krieg,
von Vernichtung, Verfolgung, Niederlage
und vor allem Verlu st von Menschen wirkt −
wie wir heute wissen − auf spezifische Wei-
se üb er Generationen hinweg nach . Krieg
endet nicht mit dem Friedensschlu ss o der
der Kapitulation . D ie soziale und individu-
elle , innerp sychische Verarb eitung b eginnt
dann erst und dauert oft verdeckt und au s
dem B ewu sstsein verdrängt üb er Genera-
tionen an . E s ist für das Verständnis unsere s
vorliegenden Problems vielleicht hilfreich,
darauf hinzuweisen, dass die j eweiligen Fol-
gegenerationen nicht etwa in gleicher Wei-
se und abnehmend , sondern gänzlich unter-
schiedlich, gleichsam zyklisch abwehrend
o der offensiv auf solche kollektiven und in-
dividuellen Traumata ihrer Eltern regieren .

B eratung von Verweigerern war damals
j edenfalls ganz üb erwiegend die B eratung
»junger« Menschen ( 1 8 bis 2 8 o der auch 3 2 ) ,
die sich zu einem großen Teil wirklich in in-
nerer Not b efanden : Nicht in der Not, als
Soldat sofort in den Krieg ziehen zu müssen

− den gab es j a damals nicht. Nein, Not viel-
mehr − p sychologisch b etrachtet − als Angst
vor der Vorstellung, das lernen und po sitiv
b esetzen zu sollen, was in den Familien als
kollektives Trauma Ursache und zugleich
Symb ol von Verlu st von Angehörigen und
verdrängter Schuldgefühle war.

D er Streit zwischen Prüfungskommissi-
on einerseits und Antragsteller andererseits
drehte sich ab er von Anb eginn und zuneh-
mend um die (rechtlich im Rahmen des Art.
4 Ab s . 3 GG völlig irrelevante) Frage , ob
denn die Po sition des Pazifismu s o der die
der Rüstung und der Kriegsb ereitschaft
(was Militarismus schon nicht mehr ge-
nannt werden durfte) die sozu sagen »obj ek-
tiv richtige« sei . D er angstb esetzten Motiva-
tion der Antragsteller, die sie zugleich er-
pre ssb ar machte , entsprach es dann, argu-
mentativ schnell zu kapitulieren und einzu-
räumen, dass e s j a nun der schlichten Ver-
nunft entspreche , militärische Gewalt
vorzuhalten, man selb st, der Pazifist und
Verweigerer, ab er eb en p sychisch o der
sonst persönlich nicht stabil genug sei, sich
die ser Pflicht zu stellen − also gegen die im-
mer im Raum stehende Anklage der Feig-
heit und Fahnenflucht verteidigungsweise
eine Art Zurechnungsunfähigkeit in S achen
Vaterlandsverteidigung geltend zu machen .

für die ganz üb erwiegende Zahl derer, die
davon Gebrauch machten, in einem unmit-
telb aren thematischen Zu sammenhang mit
den vergangenen Kriegen und den Folgen,
die die se auf vielfältige Weise in den Famili-
en hinterlassen hatten, also im Zusammen-
hang mit der Frage nach der ethischen
Rechtfertigung militärischer Gewalt. Kaum
eine Familie , in der nicht Angehörige im
Krieg umgekommen waren o der den Krieg
nur mit schwersten körperlichen o der seeli-
schen Traumata üb erleb t hatten .

Was Wunder also , dass die Kräfte des Mi-
litarismu s in der politisch-ideologischen
Auseinandersetzung alles daran setzten,
dieses Widerstandspotenzial zu brechen, es
einzugrenzen, lächerlich zu machen o der
zu dämonisieren, j edenfalls möglichst un-
schädlich zu machen?

3 )

B ei der Erfüllung
dieses ideologischen und prop agandisti-
schen Auftrages kam den »Prüfungsaus-
schüssen« und »Kammern für Kriegsdienst-
verweigerer« eine entscheidende Rolle zu ,
im Rückblick zeigt sich , dass eb en darin ihre
eigentlich Aufgab e und Funktion lag .

D ie Vorsitzenden dieser Prüfungsgremi-
en waren von der Wehrverwaltung dienst-
lich abhängig : E s gab für die Anerkennun-
gen feste Quotenvorgab en, und wer zu viele
Anerkennungen zuließ, hatte mit dienstli-
chen Sanktionen zu rechnen : D as war dann
schnell das Ende der Karriere . Die B eisitzer
waren von den Kommunen, genauer: dort
von den politischen Parteien b enannt, und
nicht wenige von ihnen waren » alte Kämp-
fer« , die die Niederlage de s Faschismu s nie
wirklich als B efreiung verstanden hatten .
Sie meldeten sich nur allzu gerne freiwillig
für dieses Amt, um in den Verfahren zu zei-
gen, dass e s do ch nichts B ö ses gewesen sein
könne , Soldat gewe sen zu sein − Angriffs-
krieg hin o der her. Soldat sein war ab er vor
allem unter der neuen Sprachregelung wie-
der gut und edel , die das Amt Blank dereinst
für den Remilitarisierungs-Kanzler entwi-
ckelt hatte : »Notwehr« − nicht Militarismus !

Wer von »Militarismu s« mit Blick auf die
Bundeswehr sprach, erntete nun plötzlich
wieder Empörung und den Vorwurf, ideolo-
gisch verblendet zu sein und die gute Ab-
sicht der (neuen) Notwehr-Soldaten in den
Schmutz zu ziehen .

So wie die in den Stadt- und Landkreisen
gebildet »Spruchkammern« nach Artikel 2 4
de s Gesetzes Nr. 1 0 4 zur B efreiung von Na-
tionalsozialismu s und Militarismus , zur
»Entnazifizierung und Entmilitarisierung«
führen sollten, war e s der umgekehrte Auf-
trag der »Prüfungskammern« , zur »Entp azi-
fizierung« und Rehabilitierung des Militaris-
mu s im neuen Gewand b eizutragen . E s ist
b emerkenswert, wie bis in die O rganisation
und Terminologie hinein geradezu spiegel-
bildlich die se Aufgab e organisiert wurde .

Notwehr war somit b ald der zentrale To-
po s , mit dem die Antragsteller verunsichert
und demoralisiert wurden . Keine Verhand-
lung verging, in der nicht die übliche Falle
aufge stellt wurde und nach einiger Jagd mit
S alven einfältiger Fragen auch zuklappte ,

Fragen, deren Sinn die Fragesteller oft selb st
nicht verstanden, ab er deren Zweck klar
und deren Wirkung erprobt war: »Was wür-
den Sie im Falle einer auf Leb en und To d zu-
gespitzten Notwehrsitu ation tun?«

Wer erklärte , er werde keine Gewalt an-
wenden, wurde − in der Regel zu Recht, weil
das nur ganz wenige wirklich ernsthaft mei-
nen − als unglaubwürdig ab gelehnt.

Wer erklärte , er werde sich − auch mit ei-
ner Waffe − wehren, erhielt triumphierend
den Vorhalt, eb en dies tue do ch die Bundes-
wehr, die alleine − wenn üb erhaupt, was ei-
gentlich ganz ausgeschlo ssen sei − in
(Staats)Notwehr eingesetzt werde .

Wer darauf nicht gefasst war und den
fundamentalen ethischen Unterschied von
ziviler und militärischer Gewalt nicht ver-
standen hatte , j edenfalls nicht formulieren
konnte , sah in aller Regel nur no ch zwei Zü-
ge , die das triumphierende und gänzlich de-
moralisierende »Schach Matt« verzögern,
nicht ab er wirklich verhindern konnten : Er
stritt entweder verbittert darüb er, woher er
denn üb erhaupt im fraglichen Fall eine Waf-
fe hab en solle , ob denn die Bundeswehr
nicht do ch einmal zum Angriff blasen kön-
ne (als ob e s darauf ankomme) , und was es
da an hilflo sen Hakenschläge eines gej agten
und schon angescho ssenen Hasen sonst
no ch so gab , o der er erklärte , das alles eb en
gar nicht erst lernen zu wollen, o der gar
nicht erst in diese komplizierte Situ ation
kommen zu wollen . B eides j edenfalls trieb
den Kandidaten ganz im Sinne der Jäger im-
mer weiter von der ursprünglich ethisch b e-
gründeten Motivation weg .

Fe ste − freilich außergesetzliche ! − Min-
destanforderung für eine Anerkennung war
zudem, dass der Antragsteller b ereit sein
mu sste , für seine demonstrierte Feigheit
vor dem Feind für mindestens einen Teil sei-
ne s Leb ens auf Knien durch die Republik zu
rutschen, indem er bußfertig »Ersatzdienst«
(so hieß das damals no ch und viel offener
als heute) leisten werde , j e anstrengender
desto b esser (sp äter als »lästige Alternative«
in die Disku ssion eingeführt) . Nur wer sich
öffentlich selb st geißelte und b estrafte , war
glaubhaft. (Diese s Verständnis wirkt übri-
gens bis heute no ch in der Umgangsweise
des BAZ mit Zivildienstpflichtigen nach !)

D as rechtliche Entscheidungsprogramm
des Art. 4 Ab s . 3 GG spielte in den Verfahren
vor den Prüfungsgremien einschließlich ei-
ner Reihe von Verwaltungsgerichten prak-
tisch keine Rolle , wurde kaum j e verstanden
o der thematisiert, und e s dauerte lange , bis
die Rechtsprechung des Bunde sverwal-
tungsgerichts (BVerwG) dem (z .T. sehr zö-
gerlich und erst auf Druck de s Bundesver-
fassungsgerichts (BVerfG)) Grenzen setzte .

Domestizierte Pazifisten

Langfristig entscheidend für die Schwä-
chung der p azifistischen B ewegung waren
nach meiner B eob achtung zwei Elemente :

Unter der ab Mitte der 1 9 60-er Jahre rapi-
de wachsenden Zahl der Antragsteller der
ersten Nachkriegsgeneration ( 1 9 37 ff.) gab
es sehr viele , für die die Vorstellung, Soldat
zu werden, eine wirkliche Katastrophe war,
der Kontakt mit der Waffe im Wortsinne
»unvorstellb ar« . E s gab nicht wenige , die au s
Angst vor die ser Situation ins Au sland o der
in das damals entmilitarisierte B erlin emig-

3 ) Ich erinnere mich no ch gut d aran, dass in den ers-
ten Jahren der Anerkennungsverfahren Antragsteller
einschließlich ihrer B eistände ( !) während des gesam-
ten Aufenthaltes in der B ehörde unter ständige B ewa-
chung von B ediensteten gestellt wurden, die ab er zu-
gleich Redeverb o t hatten, als ob die Antragsteller die
B ehörde mit gefährlichem Gedankengut kontaminie-
ren könnten .

4) Entgegen einer gewissen Legende meiner Gene-
ration, der so genannten »68 er« , war KDV in dieser
Phase nach meiner Erfahrung nicht in erster Linie Re-
sultat einer kritisch-rationalen Au seinandersetzung
mit der Elterngeneration, so ndern viel eher ein Stück
stiller Konsens und Identifikation mit deren Kriegs-
trauma.
5 ) z . B . Ilany Ko gan, D er stumme Schrei der Kinder,
1 9 9 8
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Dies freilich um den Preis , dann selb st-
verständlich und ungefragt Zivildienst zu
leisten . Die letzte Frage zum Test auf die voll-
kommenen Unterwerfung unter das damit
akzeptierte Primat des Militarismu s lautete :
»Hab en Sie sich denn schon um eine Zivil-
dienststelle gekümmert?« Wer dann nichts
vorzuweisen hatte , stand im b ö sen und die
Anerkennung gefährdenden Verdacht der
Insub ordination . Wer gar sagte , er wolle
dem Zivildienst − wenn rechtlich möglich −
lieb er entgehen, stand schon b ald auf dem
Kasernenhof, wenn er nicht tatsächlich zu-
vor die Flucht ergriff.

So erlebten viele ihre Verweigerung, die
do ch eigentlich Widerstand war o der hätte
sein können, no ch als Kapitulation vor der
scheinb aren Macht der üb erkommenen
Vorstellung, dass Krieg männlich und stark
und rational sei und nicht etwa kulturelle
Kapitulation und Rückfall in die B arb arei :
Gleichsam als mentale und argumentative
Wiederholung der Kapitulation der Eltern-
generation vor den Folgen der eigenen
Kriegsverbrechen . Anstatt ethische Grund-
sätze gegen den Militarismus aufzurufen,
akzeptierten zunehmend immer mehr
Verweigerer au sgespro chen o der unau sge-
spro chen, dass sie j a nun eigentlich wegen
ihrer Verweigerung ein schlechtes Gewis-
sen hab en mü ssten, für das es sich zu ent-
schuldigen gelte − und nicht umgekehrt.

Im öffentlichen B ewu sstsein wurde so
diese Po sition der vollkommenen und of-
fenkundig realitätsfernen Gewaltlo sigkeit
dann zunehmend mit Pazifismus und dem
Gewissensb egriff gleichgesetzt − als ob es
eigentlich keine wirklich tragfähige und mit
klarem Verstand vertretb are B egründung
der Verweigerung des Kriegsdienstes und
des Pazifismu s geb e .

Tatsächlich hätten j a diese »Prü-
fungs«verfahren − b ei aller Problematik, die
ihnen mit ihrer Aufgab e eigen war, unter
dem Vorwand der Gewissensprüfung Pazi-
fisten zu demoralisieren − ein Bumerang für
den Militarismu s , nämlich ein Ort perma-
nenter Erinnerung an die Wirklichkeit des
Krieges und damit ein Ort der öffentlichen
ethischen Skandalisierung de s Militarismu s
gerade auch für die nachwachsenden Gene-
rationen sein können . D enn nichts ist dem
Militarismu s so gefährlich, nichts entlarvt
ihn gerade in der Form der »Notwehr-Solda-
ten« so sehr, wie eb en diese Erinnerung an
die Wirklichkeit des Krieges .

D enno ch wurde nach meiner B eob ach-
tung diese defensive Haltung (»Militär muss
j a sein, ab er ich kann' s halt nicht ! «) den An-
tragstellern schon b ald zunehmend auch
von vielen B eratern nahegelegt − sei es , dass
diese wohl üb erwiegend selb st keine ande-
re Vorstellung hegten und b ereits selb st ka-
pituliert hatten, sei es , dass sie den Aufwand
einer umfassenden ethischen Durchdrin-
gung des Themas für nicht leistb ar hielten .

Jedenfalls wurde die Kapitulationserklä-
rung von den Prüfungsgremien b ereitwillig
akzeptiert, j a geradezu abgefordert, wie-
wohl diese Po sition − und das ist sehr b e-
merkenswert − nach der Rechtsprechung
des Bundesverwaltungsgerichtes einer An-
erkennung einer Gewissensentscheidung
im Sinne Von Art. 4 Ab s . 3 GG eigentlich
zwingend entgegensteht. D enn nach dieser
Rechtsprechung kann nur anerkannt wer-
den, wer urteilt : »Militär und Krieg dürfen

nach meiner ethischen Üb erzeugung nicht
sein, und eb en deshalb : Ich nicht ! «

D as zweite für die Schwächung der p azi-
fistischen B ewegung entscheidende Ele-
ment b estand in der öffentlichen Selb stdar-
stellung der Bunde swehr:

Diese Selb stdarstellung − eigentlich : die
Leb enslüge der Bundeswehr − b estand j a
schon alsb ald nach Ihrer Gründung in der
B eteuerung der bloßen Notwehr, mithin
der reinen Verteidigung b edrohter Men-
schen, und so dann ab Ende der 1 9 60-er Jah-
re in Fortsetzung dieser Argumentation
durch die B ehauptung : Alleine die bloße
Existenz der Streitkräfte sichere dauerhaft
den Frieden . Ab schreckung wurde als ver-
lässliches Mittel b ehauptet, niemals mehr
Krieg führen zu mü ssen . Und das schien j a
auch zu funktionieren . D ie Bundeswehr
präsentierte sich dann öffentlich zuneh-
mend als Mischung aus B erufsbildungsein-
richtung und Sportverein mit dem perfi-
den, weil vom eigentlichen Problem gezielt
ablenkenden Slogan : »Wir schaffen Sicher-
heit − in B erufen voller Zukunft ! «

Wer sich nun ab er auf die Po sition ein-
ließ , dass j a Militär notwendig sei, er selb st
ab er dessen Anwendung au s persönlicher
Schwäche nicht leisten könne , b efand sich
vollends in der Falle − und das eb en nicht
nur in dem Anerkennungsverfahren . Auch
die politische Disku ssion außerhalb dieser
Verfahren führte letztendlich zu der weit
verbreiteten Einschätzung in der Ge sell-
schaft, Pazifisten seien diese » Gewaltlo sen«

− o der genauer gesagt : Gewaltunfähigen − ,
die eb en lieb er alte Leute pflegen, weil sie
ein Gewehr nicht halten können, und de-
nen man b esser einen B o dygu ard o der Vor-
mund an die Seite stellen sollte , wenn sie
durchs Leb en gehen .

Nach die ser zum Großteil selb stverur-
sachten Niederlage der Pazifisten in der
ethischen − o der wenn man so will : im ur-
sprünglichen Wortsinn ideologischen −
Auseinandersetzung mit dem Militarismu s
hab en sich Kriegsdienstverweigerer (und
ihre Verb ände ?) zunehmend und dann
üb erwiegend darauf konzentriert, den
Nachweis zu erbringen, dass ihr »Zivil«-
D ienst do ch eb enfalls sozial wertvoll sei .

6)

D as ging und geht so weit, den Zivil-
dienst j edenfalls im B ewu sstsein der Öffent-
lichkeit als eigenständigen Dienst neb en
dem Wehrdienst zu etablieren und damit er-
neut das p azifistische Widerstandsmoment
der Verweigerung zu verleugnen und zu
verdrängen :

− Soldat und Pazifist sozu sagen traulich
vereint auf einem B ild , der eine mit dem G 3
und der andere mit der Schnab eltasse in der
Hand , ab er allemal b ereit, sich kurzfristig
auch mal zu vertreten . Zwei verschiedene

Job s eb en .
− Pazifisten und Militaristen hab en ihren

Frieden ge schlo ssen, die Pazifisten sind do-
mestiziert.

− Man hat sich auf ein Stillhalteabkom-
men geeinigt, die Militaristen nicht mehr
mit ihrem erbittertsten Feind und ihrer
größten Gefahr zu konfrontieren : D er Wirk-

lichkeit des Krieges und der Frage : »Wie hal-
tet ihr es mit der Ethik der Zivilge sell-
schaft?« .

D as Tabu um die militärische Gewalt war
damit j edenfalls wieder weitgehend intakt.
Lediglich die B austeine und Etiketten wa-
ren ausgetauscht: Wo ursprünglich emotio-
nale Momente wie der perfide Mytho s der
Heldenhaftigkeit, imperiale Machtgelüste
und Rassismu s die mentale Klammer bilde-
ten, wurden j etzt eher rational klingende
Momente wie Ab schreckung und Verteidi-
gung von Menschenleb en, D emokratie und
Freiheit geltend gemacht, um die Erinne-
rung an und Diskussion üb er die Wirklich-
keit de s Kriege s im Keim zu ersticken .

Die gesellschaftliche Disku ssion üb er Mi-
litarismu s und Pazifismus , die − wie immer
einer sich dann auch entscheidet − j a mit j e-
der Erfassung eine s Wehrpflichtigen eigent-
lich neuen B rennstoff b ekommen sollte , ist
heute von wenigen kleinen Nischen abgese-
hen faktisch b eendet.

Die b abylonische Sprach- und B egriffs-
verwirrung war und ist total : D ie Partei, die
sich in der jüngeren Geschichte der Bundes-
republik den Pazifismu s au sdrücklich wie-
der auf die Fahnen und ins Parteiprogramm
geschrieb en hatte

7)

, hat ohne b esonderes öf-
fentliches Aufmerken mehrere , als Verwei-
gerer anerkannte Minister sowie einen Vize-
kanzler gestellt, die die Bunde srepublik
ohne nennenswerten Widerstand der Öf-
fentlichkeit in den ersten offenen Kriegs-
einsatz ihrer Ge schichte geführt hab en . So
erklärte die Grünen-Abgeordnete Marielui-
se B eck im März 2 0 0 8 dem »Spiegel« auf die
Frage nach der Zu stimmung einer p azifisti-
schen Partei zum Kriegseinsatz im Ko sovo :
»Wir hab en uns nie als p azifistische Partei
definiert. (. . . ) Ab er die Frage , wie wir ge-
fährdete Menschen schützen, die hab en wir
zu der Zeit no ch nicht diskutiert. « − was ver-
mutlich stimmt, weil sonst nicht die Vorstel-
lung geblieb en sein könnte , Pazifisten lie-
ßen gefährdete Menschen grundsätzlich im
Stich und ohne Schutz, weil sie do ch nur mit
Schnab eltassen umgehen können .

B ereits 1 979 hat ein Verteidigungsminis-
ter der SPD (wie dann fast regelmäßig alle
seine Nachfolger) sich strahlend zum »ers-
ten Pazifisten des Landes« erklärt, ohne dass
landesweit Empörung o der mindestens
höhnisches Gelächter au sgebro chen wäre .
(Einer der Nachfolger war gar Generalsek-
retär der Nato , zu der der »Tagespiegel« vom
2 3 . 1 . 2 0 0 8 b erichtete : »Fünf ehemalige Nato-
Kommandeure hab en die Allianz aufgefor-
dert, ein Konzept für einen atomaren Erst-
schlag zu entwickeln und entsprechende
Entscheidungsmechanismen aufzub au-
en . «)

D er amtierende Wehrb e auftragte de s
D eutschen Bunde stages gar ist anerkannter
Kriegsdienstverweigerer − also einer, der
b ei B e achtung der no ch immer geltenden
Rechtsprechung die Anwendung militäri-
scher Gewalt für »ethisch zutiefst verwerf-
lich« halten o der eb en heute auf seine Aner-

6) D azu gehört auch der − mir immer unverständ-
lich geblieb ene − Kampf um die Umb enennung des in
der Verfassung ausdrücklich so b enannten »zivilen Er-
satzdienstes« zum »Zivildienst« . Wenn üb erhaupt,
müsste man die Verweigerung des Kriegsdienstes
selb st als »Zivildienst« , nämlich Dienst an der Zivilge-
sellschaft b ezeichnen.

7) Grund satzpro gramm der Grünen 1 9 8 0 : » Gewalt-
freiheit gilt uneingeschränkt und ohne Au snahme« ,
keine »Anwendung zwischenstaatlicher Gewalt durch
Kriegshandlungen« ; einige Jahre sp äter immerhin
no ch : »Bündnis 9 0/D ie Grünen sind nicht bereit, mili-
tärische Friedenserzwingung und Kampfeinsätze mit-
zutragen . « Ziel grüner Politik bleib e die »Entmilitari-
sierung der Politik − bis hin zur Ab schaffung der Ar-
mee und zur Auflö sung der Nato « .
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kennung verzichten müsste , was er nicht
tut. In seinem Leb enslauf heißt es dazu nur
knapp » 1 975 bis 1 976 Zivildienst« , so als ob
er eb en mal irgendwo ein Praktikum ab sol-
viert und nicht zuvor ein Anerkennungsver-
fahren durchlaufen hätte . Wie man hört, hat
er lediglich erklärt, heute würde er nicht
mehr verweigern (man wü sste nur zu ger-
ne : Warum? Und warum früher?) . Ab er an
der Öffentlichkeit geht das vorb ei, wie die
Wetternachrichten von vorgestern .

D ie üb erwiegende Zahl der Wehrpflich-
tigen weiß inzwischen nicht einmal, dass
man, um − wie das sprachverstümmelt heißt
− »Zivi« zu werden, zunächst den Kriegs-
dienst verweigern muss . Was das mit Gewis-
sen o der auch nur ethischen Grundüb er-
zeugungen zu tun hab en soll , ist für viele oft
kaum nachvollziehb ar.

Manche erklären, sie seien »Totalverwei-
gerer« und meinen damit, dass sie − wenn' s
denn geht − lieb er ganz um den Dienst he-
rumkommen mö chten, ab er wenn' s denn
sein mu ss , auch Panzertruppe . Von der ur-
sprünglichen B edeutung de s B egriffs »To-
talverweigerer« , von dem Mut und dem
Schicksal derer, sie sich ihm verpflichtet ge-
fühlt hab en, hab en sie nie etwas gehört. In
der Schule nicht, in der Kirche nicht, zuhau-
se nicht − nirgendwo .

Nicht wenige üb erlegen, ob sie lieb er
Fallschirmspringer bzw. Gebirgsj äger mit
ordentlicher Waffenau sbildung werden
o der »Zivi machen« . Manche probieren Ski-
fahren b ei den Gebirgsj ägern erst einmal
au s , und wenn e s ihnen dann wegen des
Dienstb eginns nachts um 5 Uhr missfällt,
steigen sie auf »Zivi« um und werden dann
gelegentlich gar vom »Spieß« ihrer Einheit
fürsorglich b eraten, woher sie aus dem In-
ternet die für die B egründung erforderli-
chen Texte b eziehen können, weil der sich
auch für einen Pazifisten hält. Viele , die in
der B eratung auf die b eiden Arten der Erfül-
lung der Wehrpflicht angespro chen wer-
den, machen die Wahl davon abhängig, ob
Zivildienst no ch immer länger dauere als
Wehrdienst, und würden ggf. ganz pragma-
tisch die zeitsp arende Variante wählen . Die
sich so nennenden »Zivis« sitzen in der Pau-
se an der Spielkonsole und laden sich
Kriegsspiele herunter, ohne dass dies auch
nur im Ansatz als Widerspruch zu ihrer Ver-
weigerung de s Kriegsdienstes empfunden
würde . D ie Wahl zwischen Wehr- und Zivil-
dienst ist für viele eine Wahl geworden wie
zwischen Theater o der Kino , Weißwurst
o der D öner, j e nach Laune und Geschmack,
j e nach dem, was die nächsten Freunde ma-
chen o der wo grade die Freundin wohnt etc .
− und dies alles , obwohl die Gefahr von Krie-
gen von Jahr zu Jahr größer wird und sich
die Bunde swehr faktisch und immer tiefer
im Krieg b efindet, j a die Disku ssion aktuell
ist, sie auch im Innern einzu setzen .

Um keine Missverständnisse aufkommen
zu lassen : Ich werfe mit solcher Pointierung
den jungen Bürgern, die vor diese Wahl ge-
stellt werden und sie so treffen, nicht etwa
Ob erflächlichkeit o der gar mangelnde ethi-
sche o der intellektuelle Reflexionsfähigkeit
vor (zumal j a die selb stb ewusste Wahrneh-
mung der Freiheit vom Wehrdienst allemal
legitim und − wie ich no ch zeigen werde −
im b esten Sinne legal ist) . D enn es zeigt sich ,
dass sie dann, wenn sie sich mit dem Thema
intensiver au seinandersetzen müssen o der

qualifiziert dazu angeregt und die Tabus auf-
geb ro chen werden, durchau s in der Lage
und b ereit sind , sich auch ethisch klar zu po-
sitionieren . Häufig sind sie dann ganz er-
staunt, dass e s diese s Thema üb erhaupt gibt.

Internet-Textb austeine anstatt
politischer Auseinandersetzung

D as zunächst ins Auge springende weitge-
hende D e sintere sse und die mangelnde In-
formiertheit üb er eine der Grundfragen ei-
ner Gesellschaft − nämlich ob sie b ereit ist,
in b estimmten Fällen zu der B arb arei des
Krieges zurückzukehren und zu militäri-
scher Logik und militärischer Gewalt zu
greifen − ist vielmehr Ergebnis j ener erfolg-
reichen, tiefgreifenden Tabuisierung und
Verleugnung die ses Themas , zu allererst b ei
Eltern und Lehrern aus der Generation, die
mit ihren Pazifismu sversuchen so nachhal-
tig gedemütigt wurden, dass sie daran nicht
mehr denken, j a daran nicht mehr erinnert
werden mö chten . Tabuisierung ab er auch
z . B . b ei den Kirchen und Gewerkschaften
etc . , die es früher durchau s als ihre Pflicht
angesehen hab en, sich zu diesem Thema
klar und offen zu po sitionieren .

Und die Pazifisten selb st hab en längst ih-
ren Frieden gemacht mit denj enigen, die sie
früher als »Militaristen« b ezeichnet und zur
D isku ssion und Rechtfertigung herau sge-
fordert hab en . Ihr eigenes Thema hab en sie
um den Preis der sozialen Anerkennung
klammheimlich b eerdigt: Sie leisten j a
schließlich Zivildienst.

Durch diese erstaunliche Entwicklung
war auch sukzessive ohne Gefahr des Wi-
deraufleb ens der Militarismus/Pazifismus-
D isku ssion der Weg frei für allerhand Ge set-
ze sänderungen, die − wiewohl im Ergebnis
wünschenswert − ab er auch dazu b eigetra-
gen hab en, die notwendige Aufmerksam-
keit von diesem B ereich abzulenken : Die
Prüfungsverfahren wurden angesichts des
Wegfalls j eder D isku ssion üb er ethische Fra-
gen des Militärs ideologisch üb erflüssig
und abgeschafft. Pazifisten stellen keine Ge-
fahr für den Militarismu s mehr dar, und
selb st die B egriffe Militarismu s/Pazifismu s
sind aus der öffentlichen D eb atte praktisch
verschwunden .

Die als verfassungsrechtlich unzulässig
angesehene − und ab schätzig als »Po stkar-
tenverfahren« apo strophierte − einfache Er-
klärung, dass man von seinem Grundrecht
au s Gewissengründen Gebrauch mache , ist
durch eine entsprechende Mitteilung per
Weltpo stkarte gewichen mit 5 bis 1 0 stan-
dardisierten und im Internet abrufb aren
Textb au steinen, dass man do ch ein netter
Mensch sei , Gewalt nie erlebt hab e , anderen
lieb er helfen wolle , als auf einem Kasernen-
hof langweiligen Dienst zu schieb en, und
im Übrigen schon gar nicht dienen wolle ,
solange nicht auch die Frauen etc . Die an-
stelle der Gewissensprüfung zunächst ein-
geführte Verlängerung des Zivildienstes ist
wieder abgeschafft.

Die Verweigerung des Kriegsdienstes
au s Gewissengründen ist faktisch zum
Wahlrecht geworden − wiewohl nach der
Rechtsprechung des Bunde sverfassungsge-
richts verfassungsrechtlich unzulässig .

8)

Ge-
blieb en ist lediglich ein ab surd schemati-

sierter und rechtsstaatlichen Ansprüchen
Hohn sprechender Prüfdienst de s BAZ, der
wie ein zur bloßen Attrappe gewordener
Gesslerhut no ch immer formale − wenn
auch wortkarge − Verb eugung vor dem Pri-
mat des Militarismus fordert.

KDV wurde − und auch dazu hab en wohl
allerhand Kamp agnen der Verb ände wil-
lentlich o der unwillentlich b eigetragen −
gleichsam zum bloßen Rechtsb ehelf gegen
die Einb erufung für j edermann, ohne dass
damit auch nur die geringste ethische o der
politische Po sitionierung verbunden sein
müsste . Ab er mehr no ch : D er Militarismu s,
also die B ereitschaft, Krieg zu führen o der
sich j edenfalls darauf vorzub ereiten, ist
auch von der letzten ethischen Infrage stel-
lung b efreit, die letzten Reibungsflächen
sind b e seitigt.

E s bleibt dann mangels Masse nur no ch
die − wie ich meine : eigentlich ziemlich hilf-
lo se − Frage , ob denn die Wehrpflicht nicht
abge schafft werden soll, so als ob sich damit
die , j a nun wahrhaftig nicht an der Wehr-
pflicht hängende , ethische Fragestellung
nach der sittlichen Rechtfertigung militäri-
scher Gewalt erledigen würde .

Anstatt die nachwachsenden Generatio-
nen b ewu sst und offensiv mit dem Thema
militärischer Gewalt, deren großflächige
und glob ale Anwendung immer wahr-
scheinlicher wird , zu konfrontieren − und
das b edeutet freilich auch : mit der von den
Grünen »damals nicht diskutierten« Frage ,
»wie wir gefährdete Menschen schützen« ! −
und sie zur ethischen Po sitionierung anzu-
halten, wird ihnen mit solchen Forderun-
gen nach Ab schaffung der Wehrpflicht der
Eindruck vermittelt, das Ganze sei in Wirk-
lichkeit ein Problem einer verfehlter mili-
tärpolitischen o der organisatorischen Kon-
zeption, das durch einen Federstrich de s
Gesetzgeb ers zu b eheb en sei .

Was kann »Beratung von
Verweigerern« heute noch sein?

Versteht man die se Frage im engeren Sinn,
nämlich der B eratung derer, die den Kriegs-
dienst au s Gewissensgründen verweigern
müssen o der wollen, dann erinnert mich
das an mein erstes , 1 973 in der damals no ch
jungen (und 2 0 0 4 eingestellten) » antimilita-
rismu s information« veröffentlichte s Pa-
pier zu die sem Thema, also an eine Zeit, als
sich no ch lange vor der Politisierung durch
die Nachrü stungsdeb atte eine ähnliche all-
gemeine Resignation vor dem Primat de s
Militarismu s abzeichnete , die es notwendig
machte , grundsätzlich neu üb er B eratung
nachzudenken .

Gegen die entwürdigende Praxis der An-
erkennungsverfahren und gegen diese zu-
nehmende Tabuisierung militärischer Ge-
walt galt e s damals , Widerstand zu entwi-
ckeln und denj enigen, die diesen Verfahren
au sge setzt waren, die Kraft zu geb en, mit
gradem Rücken und erhob enen Haupte s
die Prüfungsprozedur offensiv anzugehen
und erfolgreich durchzu stehen .

So waren der Tenor und der Grundsatz
unserer damaligen B eratungspraxis :

− Weg von der falschen, weil defensiven
Strategie , auf einfältige Fragen von Prü-
fungsausschü ssen eb enso einfältige Ant-

8) » Gesetzliche Regelungen müssen au sschließen,
dass der Wehrpflichtige Bürger den Wehrdienst nach

B elieb en verweigern kann . « BVerfG, Urteil v. 1 3 . 04 .
1 978 − BVerfGE 4 8 , 1 2 7, 1 68 f. , 1 70
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worten au swendig zu lernen, um vor den
wirklichen − j a wahrhaft komplexen und
schwierigen − Problemen davonzulaufen; −
hin zu einer offensiven und intellektuell
redlichen Au seinandersetzung mit den The-
men Gewalt/Verteidigung/Krieg/Frieden/
Militarismu s/Pazifismu s etc .

− Weg von der bloßen Fixierung auf die
Prüfungsverfahren und der alles üb erde-
ckenden Üb erlegung, wie man dem Wehr-
dienst entgehen kann; hin zu einer offensi-
ven ab er fairen, weil offenen und konstruk-
tiven Au seinandersetzungen mit denen, die
militärische Gewalt für vertretb ar halten,
hin zu einer Eb ene der Reflexion, auf der
sich Pazifismu s auch als politische und ethi-
sche Po sition verantwortlich formulieren
lässt.

Kern und Ziel der so konzipierten B era-
tung war e s also von Anb eginn :

1 . D en B etroffenen die D emoralisierung
eines derartigen Verfahrens zu ersp aren
und ihnen das B ewu sstsein und die Sicher-
heit zu geb en, dass sie sich für ihre Entschei-
dung gegen den Kriegsdienst nicht ent-
schuldigen mü ssen, nicht Angeklagte , son-
dern Ankläger o der minde stens do ch selb st-
b ewusste Frage steller, nicht Geprüfte son-
dern Prüfer nach den Maßstäb en der alltäg-
lichen Ethik sein können, indem sie die Ge-
sellschaft mit ihren eigenen ethischen Nor-
men b eim Wort nehmen, anstatt sich mit
heuchlerischen B egriffsverdrehungen und
durchsichtiger Rabulistik in den Verfahren
vorführen und wie die hilflo sen Hasen j a-
gen zu lassen .

2 . Wer den Kriegsdienst verweigert, hat
es nicht nötig, sich dafür zu entschuldigen
und hinter einer als Monstranz vor sich her-
getragenen B ereitschaft zum Zivildienst zu
verstecken o der sich damit präventiv zu ent-
schulden .

3 . Wer den Kriegsdienst verweigert, soll
den Mut und die Fähigkeit erwerb en, offe-
ner, ernsthafter und mit mehr Kompetenz
üb er militärische Gewalt zu reflektieren
und zu reden, als diej enigen, die militäri-
sche Gewalt anwenden und sie eb en des-
halb tabuisieren mü ssen, um nicht darüb er
− im Wortsinn − »verrückt« zu werden .

4 . Wer den Kriegsdienst verweigert, soll
weit üb er das bloße Verfahren der Anerken-
nung hinau s die B ereitschaft einer Gesell-
schaft zu militärischer Gewalt thematisie-
ren und problematisieren .

D iese Art der B eratung b e stand folglich
zu allererst in einer wirklich vielfältigen
und sp annenden, offenen Diskussion mit
den B etroffenen, die sich zunächst einmal
gänzlich von der rein verfahrenstaktischen
und daher angstb esetzten Frage gelö st hat,
wie man am reibungslo sesten das Prüfungs-
verfahren üb ersteht.

Was in diesen D isku ssionen interessier-
te , war:

− Gibt es eine ethische Rechtfertigung
von Krieg, und was sind deren Grundannah-
men? Und spiegelbildlich dazu und fast
no ch wichtiger:

− Gibt es eine ethische Rechtfertigung
des Pazifismu s und der Verweigerung mili-
tärischer Gewalt j enseits der allzu einfa-
chen Fe ststellung, dass Krieg eb en hässlich
und brutal ist und do ch allemal durch Diplo-
matie ersetzb ar sei?

− Wie realistisch ist und was b edeutet Pa-
zifismus in einer durchmilitarisierten Welt?

− Was sind die ge sellschaftlichen und po-
litischen − auch ökonomischen − Rahmen-
b edingungen von Rü stung und Militaris-
mus ?

− Vor allem : Wie sieht die Wirklichkeit
des Krieges au s ?

− Was sind die Charakteristika von Mili-
tär, militärischer Logik und militärischer
Gewalt und wie läuft militärische s Handeln
im D etail ab ?

− Wie werden Menschen individuell und
gesellschaftlich mit Krieg fertig, und wie
kommt e s, dass Menschen im Krieg schein-
b ar zu Handlungen fähig sind , die sie im Zi-
villeb en nie b egehen würden?

− Wie und mit welchen Mitteln und bis zu
welchem Punkt ist e s möglich, Menschen so
von der üb er Jahrhunderte , wenn nicht
Jahrtau sende kulturell erworb enen (man-
che b ehaupten sogar: naturhaft vorgegeb e-
nen) Alltagsethik abzubringen, dass sie in
der Lage sind , sich an der B arb arei eines
Krieges aktiv zu b eteiligen?

− Geht es eigentlich um » Gewaltlo sig-
keit« o der geht es um » Gewalt gegen Men-
schen« und ggf. um welche Art von Gewalt?

− Wie und wo durch unterscheidet sich
eine Zivilgesellschaft von einer kriegsb erei-
ten Gesellschaft o der einer Gesellschaft im
Krieg?

Au s alledem hat sich alsb ald ein sehr kon-
kretes B ild de ssen entwickelt, was man als
»Ethik einer Zivilgesellschaft« einerseits
und »Logik militärischer Gewalt« anderer-
seits b ezeichnen kann und was in einem un-
üb erbrückb aren ethischen Gegensatz zuei-
nander steht : Jenen b eiden grundsätzlich
unterschiedlichen Arten von Gewalt, die
ich eingangs angespro chen hatte und die an
dieser Stelle in einigen Aspekten no ch ein-
mal etwas näher b eleuchtet werden sollen .

Die Gewaltfrage richtig stellen

Während sich zivile Gewalt einerseits −
auch und gerade solche gegen Menschen,
um die es j a hier geht − unter der Geltung
der zivilen Ethik, die den Grundrechtskata-
log de s Grundge setze s eb enso b estimmt
wie den Kanon der Menschenrechte , in j e-
der Phase und j edem Moment de s Handelns
au snahmslo s an dem einzelnen Menschen
o der auch den vielen einzelnen Menschen
und deren unb edingtem individuellem
Recht auf Leb en zu orientieren hat, orien-
tiert sich militärische Gewalt (im b esten
Fall : zunächst) an »den Vielen« . Die ab er sind
auch dann gerettet/erhalten, wenn nur ein
Teil davon fortb esteht. D er Blick militäri-
scher Gewalt ist stets alleine auf das einmal
fe stgelegte Ziel gerichtet, dessen möglichst
effiziente Erreichung dann ab solute Priori-
tät vor allen anderen Gesichtspunkten und
Maßstäb en hat.

Alle s, was und vor allem j eder, der der Er-
reichung des Ziels im Wege steht, mu ss und
darf unter Verweis auf die üb ergeordnete
B edeutung des Ziels b e seitigt werden − un-
abhängig davon, ob von diesem Hindernis
eine konkrete Gefahr für das (angebliche
o der vermeintliche) Schutzgut au sgeht, des-
sen Erhaltung die Anwendung von Gewalt
eb en erst rechtfertigen soll . D ab ei ist die B e-
seitigung keineswegs immer auf die Tötung
gerichtet. Ob die Tötung erfolgt o der nicht,
ist häufig vielmehr einfach gleichgültig und
Zufall . Ob einer o der Tau sende mehr o der

weniger umgekommen sind , erfährt selb st
der Akteur o der Planer in der Regel erst sp ä-
ter.

Während b ei ziviler Gewalt gegen Men-
schen mit der Option des Tötens , die nur zur
Rettung eine s konkret b edrohten Leb ens
üb erhaupt in B etracht kommt, das Ziel und
die Mittel, die zu seiner Erreichung einge-
setzt werden sollen, stets in einem unmittel-
b aren Zu sammenhang und in einer konti-
nuierlichen und unauflö sb aren Abhängig-
keit voneinander stehen und sich wechsel-
seitig b edingen und legitimieren, wird b ei
militärischer Gewalt diese Verbindung auf-
gelö st. Sie ermöglicht so selb st die massen-
hafte , j edenfalls p au schale Vernichtung von
Menschenleb en und rechtfertigt diese an
dem Ziel, das − vermeintlich o der wirklich −
als richtig und gut erkannt worden ist, für
das indes das Leb en der Einzelnen im kon-
kreten Handeln keine B edeutung mehr hat.

Indem j edo ch das Leb ensrecht des Ein-
zelnen o der der vielen Einzelnen seine allei-
ne Maßstab sbildende B edeutung für das Ob
und die Grenzen der Gewaltanwendung
verliert, die enge Relation zwischen Schutz-
gut und Mittel also aufgelö st wird , wächst
der Gewalt zugleich eine andere Aufgab e
zu : Während zivile Gewalt − auch und gera-
de solche gegen Menschen − in j eder Phase
alleine der Rettung (selb st no ch des Störers/
Angreifers) dient o der dienen darf, er-
wächst der von dieser B indung lo sgelö sten
militärischen Gewalt die Aufgab e der Ver-
nichtung all dessen zu , was die Zielerrei-
chung auch nur verzögern o der sonst ir-
gendwie in Frage stellen könnte .

D as wird u . a. auch daran deutlich, dass
die Logik militärischer Gewalt selb st no ch
die Vernichtung des Leb ens der eigenen Sol-
daten, der eigenen B evölkerung o der sonst
unb eteiligter D ritter einkalkuliert und eb en
in Kauf nimmt.

9)

Letztendlich ab er wird die
Vernichtung des Gegners dann zum eigent-
lich und alle s b estimmenden Element mili-
tärischer Aktionen .

Selb st Massaker wie das von My Lai
1 0)

, das
seinerzeit eine ganze Generation erschüt-
terte , sind so gesehen nicht Exze sse , nicht
»Kriegs-Verbrechen« im Sinne einer Üb er-
schreitung der Regeln militärischer Gewalt,
sondern nur die schlu ssendliche Konse-
quenz aus der Lo ssagung von den ethischen
Maßstäb en der Zivilgesellschaft, von der
Orientierung am Leb ensanspruch des Ein-
zelnen o der der vielen Einzelnen, mithin al-
so reguläre B estandteile o der mindestens
typische B egleiterscheinungen des »Verbre-
chens Krieg« .

D enn worin soll auch − ethisch, ab er
auch praktisch, d .h . aus der Perspektive der
Opfer − der Unterschied b estehen zu einem
Flächenb omb ardement wie das der auf
Guernica ( 1 . 6 5 4 Tote und 8 89 Verwunde-
te)

1 1 )

, Wielun ( 1 . 2 0 0 Tote)
1 2 )

, Frampol, Co-
venrty ( 5 5 4 Tote) , Warschau , o der Rotter-
9) D er Einsatz von Massenvernichtungsmitteln ist
dafür ebenso ein B eispiel wie der Einsatz von Agent
Orange im Vietnamkrieg 1 9 67, das unvermeidliche
und daher einkalkulierte »Friendly Fire« ebenso wie
gar die Hinnahme der Vernichtung eines Teils der ei-
genen Kriegsflo tte mit 2 . 4 0 0 Toten, um die Zu stim-
mung der eigenen B evölkerung zum Kriegseintritt zu
erreichen (Pearl Harb or) u .v. a. m .
1 0) Sack, John, Ich war gern in Vietnam . Leutnant C al-
ley b erichtet. Aufgezeichnet vo n John Sack, Nachwort
von Klau s Horn, Frankfurt am Main, Fischer, 1 972 , .
1 1 ) http ://www. spiegel . de/p anorama/zeitgeschichte

/0 , 1 5 1 8 , 479 39 3 , 0 0 .html
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dam durch die D eutschen
1 3 )

, auf Hamburg
(»Operation Gomorrha« 3 4 . 0 0 0 Tote und
1 2 5 . 0 0 0 Verletzte

14)

) , Dresden ( 1 8 . 0 0 0 bis
2 5 . 0 0 0 Tote) , Kassel ( 1 0 . 0 0 0 Tote) , D arm-
stadt ( 1 2 . 3 0 0 Tote , 70 . 0 0 0 Ob dachlo se) ,
Pforzheim (2 0 . 2 7 7 Tote) durch die Alliier-
ten o der auf Hanoi

1 5 )

durch die USA, der
B omb ardierung von Hiro shima

1 6)

( 14 0 . 0 0 0
Tote) und Nagasaki (2 5 0 . 0 0 0 Tote ein-
schließlich der Langzeitfolgen) , die als −
zwar völkerrechtlich umstrittene , ab er
nichts desto weniger praktisch reguläre −
Kriegseinsätze gelten, zugleich ab er no ch
weit hinter dem zurückbleib en, was mit der
Vernichtungskap azität der heute zur Verfü-
gung stehenden Waffensystem anzurichten
wäre ?

Mit der »Area B omb ing Directive« de s Bri-
tischen Luftfahrministeriums vom 1 4 . Feb-
ruar 1 9 4 2 z . B . wurde eine nach Priorität sor-
tierte Zielliste aller deutschen Städte zuerst
mit üb er 1 0 0 . 0 0 0 Einwohnern, sp äter auch
alle üb er 1 5 . 0 0 0 Einwohnern, aufgestellt,
nach der das britische »B omb er Command«
seine Ziele au sgewählte und die auch das
flexible Ausweichen wegen ungünstiger
Wetterb edingungen (Lüb eck 2 8 ./2 9 . 3 . 1 94 2 :
3 2 0 Tote , weil Hamburg wegen starker Wol-
kenbildung nicht erreichb ar war) etc . er-
möglichte . So verloren z . B . im Mai 1 945
6 . 4 0 0 Häftlinge des KZ Neuengamme durch
die britische Zufalls-B omb ardierung der
»C ap Arcona« und der »Thielb ek« , auf die sie
verlegt worden waren, ihr Leb en − klassi-
sche Kolateralschäden eb en .

D as »moral b ombing« auf die Zivilb evöl-
kerung, insb e sondere die Indu striearb eiter-
schaft, sollte deren Moral brechen und ih-
ren Widerstandswillen schwächen . Die
B omb en auf Dre sden, das keinerlei militäri-
sche B edeutung hatte , sollte die Lufthoheit
der Alliierten demonstrieren und die Kapi-
tulation b eschleunigen − klassisch militäri-
sches Kalkül also , das man sonst als Terror
zu b ezeichnen gewohnt ist. Ob j emand ge-
troffen wird o der entkommt, Leb en also
au sgelö scht wird o der nicht, ist alleine Zu-
fall .

D ie B eliebigkeit der Wahl der strategi-
schen und taktischen Ziele und Mittel und
deren Abkoppelung von der Grundent-
scheidung, ob und zu welchem Zweck, also
mit welcher Rechtfertigung Gewalt einge-
setzt wird , ist im Hinblick auf die ob en b e-
reits angespro chene Üb ertragung de s Not-
wehrmu sters auf die militärische Situation
hö chst aufschlu ssreich : Mit diesem ver-
deckten Au stau sch der »Schutzgüter« und
Maßstäb e wird nämlich zugleich die ur-
sprüngliche , au s der Notwehrlage hergelei-
tete Rechtfertigung, es gehe der militäri-
schen Verteidigung do ch um den Schutz der

zu verteidigenden (vielen einzelnen) Bür-
ger des Lande s und deren Leb en, das durch
feindlichen Angriff b edroht sei, aufgegeb en
und erweist sich nur no ch als bloßer Vor-
wand , der die eigentliche Ab sicht verde-
cken soll . Die Entscheidung, Krieg zu füh-
ren, verselb ständigt sich also vollständig ge-
genüb er ihrer Rechtfertigung . D em folgend
verselb ständigt sich auch vollständig die
Wahl der Mittel : Strategie und Taktik sind −
wie es in militärischen Ausbildungs- und
D ienstvorschriften heißt − » auf Täuschung
und Vernichtung des Feindes« gerichtet,
nicht notwendig au s S adismu s (der subj ek-
tiv b ei solchen Eruptionen von Aggressivi-
tät immer auch ein erheblich Rolle spielt) ,
sondern weil eb en diese Vernichtung einen
Wert an sich hat : D en Feind zu schwächen .

Zivile und militärische Gewalt unter-
scheiden sich also − um es zu wiederholen −
nicht lediglich durch unterschiedliche In-
tensität von sonst we sensgleicher Gewalt,
sondern sind grundsätzlich unterschiedli-
che Arten von Gewalt, unterschieden durch
die Maßstäb e und Grenzen ihrer Anwen-
dung und die ihnen damit j eweils zuwachs-
enden Aufgab en von Rettung o der Vernich-
tung . Diese unterschiedlichen äußeren For-
men und Aufgab en von Gewalt verlangen
ab er auch von denen, die sie anwenden, ei-
ne grundsätzlich unterschiedliche innere
Einstellung . Während zivile Gewalt auf das
Funktionieren der natürlichen Tötungs-
hemmung gegenüb er dem »Artgeno ssen«
gerade dann zur Wahrung der Regeln der zi-
vilen Ethik angewie sen ist, wenn sich die Tö-
tung aus Gründen der Rettung de s anderen
Einzelnen o der auch der vielen anderen Ein-
zelnen als unau sweichlich erweist, setzt das
reibungslo se Funktionieren militärischer
Gewalt den systematischen Abb au dieser
Hemmung geradezu voraus .

Unüb ertrefflich klar − und zynisch − hat
das der Verfasser mehrerer Lehrbücher zur
Miltärmedizin, der Generalarzt der Bundes-
wehr Prof. Ro denwald , schon sehr früh und
unverändert gültig wie folgt formuliert,
wenn er das Ziel soldatischer Au sbildung
b eschreibt:

»D ie Au sschaltung des individuellen Hal-
tungs- und B ewegungstypu s zugunsten ei-
ne s Massentypus , die Dro sselung der Moto-
rik hat den Sinn, eine b eruhigte , für den B e-
fehl und dadurch für ein einheitliches Han-
deln empfängliche Grundhaltung zu erzeu-
gen, und mit der einheitlichen äußeren Hal-
tung auch eine Vereinheitlichung der inner-
lichen Verfassung der zu schulenden Men-
schengruppen zu erreichen . Mit dem Ab-
stellen der Individuellen Typologie wird zu-
gleich ein we sentlicher Störfaktor au sge-
schaltet, der seelische Untergründe hab en
könnte , Äußerungen der Unlu st, des Wider-
willens , des Trotze s, sei es auch nur durch
die Andeutung einer Geb ärde . Auch der Ty-
pus der Temperamente muss einem Gleich-
maß unterworfen werden (. . .) D as Ziel ist ei-
ne physio-p sychische Uniformierung, die
mehrere o der selb st viele Personen als ein
einheitlich handelnde s Subj ekt erscheinen
lässt und ein einheitliche s Handeln zu errei-
chen versucht (. . .) D em militärischen Still-
stehen ist ein wesentlicher B ewu sstseinsin-
halt zugeordnet, der hohe Grade an Akti-
vitätsb ereitschaft in sich schließt, die b edin-
gungslo se B ereitschaft, den zu erwarten-
den B efehl zu b efolgen . Mit dieser auf ein

b estimmte s Handeln gerichteten B ereit-
schaft, die b efohlen ist, sind individuelle
Au sdrucksb ewegungen unvereinb ar, das
»Hurra« au sgenommen, dem der Charakter
einer repräsentativen Geb ärde zukommt . . . «

D erart »vereinheitlicht« treten die vielen
Einzelnen nicht mehr in den Blick, weder
als diej enigen, die e s − vorgeblich − zu schüt-
zen gilt, no ch als diej enigen, die es zu deren
Schutz zu vernichten gilt. Sie werden so
o der so zur strategischen und taktischen
Verfügungsmasse . So hat gar der Militärp sy-
chiater und Sanitätsoffizier der Bundes-
wehr Rö se in der militärischen D isku ssion
um die Möglichkeit der massenhaften Panik
unter der Zivilb evölkerung b eim Einsatz
von AB C-Waffen in einem Aufsatz in einer
militärmedizinischen Fachzeitschrift der
Bunde swehr ungerügt vorge schlagen, »den
Paniksturm gegen den Feind zu lenken« , die
B evölkerung, um deren Schutz es gehen
soll , als Waffe einzu setzen .

Ab er der S anitätsoffizier Ro denwald er-
kennt und b enennt freilich auch völlig rich-
tig, wo die größte Gefahr für diese militäri-
schen Verwandlung der vielen Einzelnen
zum »einheitlich handelnden Subj ekt« liegt :
In den »individuellen Au sdrucksb ewegun-
gen« , die die Teile dieser Masse plötzlich
wieder als Einzelne erscheinen lassen könn-
ten und den eb enso »vereinheitlichten«
Gegner an seine eigene Individu alität erin-
nern könnten .

Die Logik militärischer Gewalt . . .

D arin liegt zugleich der Schlü ssel zu einer
ganzen Reihe von Fragen, die Kriegsdienst-
verweigerern (und auch manchen B era-
tern?) erfahrungsgemäß so gänzlich unlö s-
b ar erscheinen, ab er eb en ungelö st die Po si-
tion des Pazifisten o der Verweigerers in die
blanke Irrationalität, gar ins unethische Ab-
seits der bloßen Unfähigkeit verweisen .

Ohne diese b egriffliche und kategoriale
Erfassung de s Wesens, also der inneren Lo-
gik militärischer Gewalt und deren Abgren-
zung von anderen Gewaltformen, erschei-
nen all die Grauen de s Kriege s, die Anstoß
für die Aufnahme von Art. 4 Ab s . 3 GG in die
Verfassung waren, wie letztendlich unge-
wollte , im Prinzip gar vermeidb are Unfälle
o der Exzesse , die b ei »humaner« Kriegsfüh-
rung und »guter« , nur der Verteidigung die-
nender Ab sicht do ch entfallen könnten .
Schlimm und verwerflich erscheinen dann
nur die vergangenen, nicht ab er die » sanf-
ten« und auf »Friedensschaffung und Frie-
denserhaltung« gerichteten militärischen
Einsätze der Gegenwart und Zukunft − ob-
wohl do ch das Gegenteil offenkundig ist,
wenn man sich die Kriegswirklichkeit b e-
trachtet.

Erst diese kategoriale Trennung macht
deutlich, dass j edes militärische Vorgehen
unabhängig von seiner Motivation diesen
Prinzipien unterliegt und dass auch j eder
Teil des militärischen Systems (Stichwort
Militärmedizin) bis ins letzte Glied diesen
Regeln zu folgen hat.

1 7)

1 2 ) Vgl . Von Jo achim Trenkner, in : D ie Zeit 07/2 0 0 3
www. zeit. de/2 0 0 3/07/A-Wielun?p age = all
1 3 ) Als Feuer vom Himmel fiel, Spiegel Spezial vo m
0 1 . 0 4 . 2 0 0 3 , www. spiegel . de/spiegelspecial/0 , 1 5 1 8 ,
ausg- 1 2 2 2 , 0 0 .html
14) Hans B runswig: Feuersturm üb er Hamburg,
Stuttgart 1 978 , S . 4 0 0 ff. ; Malte Thießen : » Gedenken an
, Operatio n Go morrha‘ . Hamburgs Erinnerungskultur
und städtische Identität« , in : D ietmar Süß (Hrsg .) :
D eutschland im Luftkrieg. Geschichte und Erinne-
rung . München 2 0 07
1 5 ) Neue Luftangriffe auf No rd Vietnam, Die Zeit,
2 7. 1 1 . 1 970 Nr. 4 8 , www. zeit. de/ 1 970/4 8/Neue-Luftan-
griffe-auf-No rd-Vietnam
1 6) Die sp äte Reue der Ato m-Pioniere , Spiegel Wis-
senschaft vo m 0 6 . 0 8 . 2 0 0 5 , www. spiegel . de/wissen-
schaft/mensch/0 , 1 5 1 8 , 3 68 1 2 9 , 0 0 .html

1 7) D as schließt freilich nicht aus , dass nicht j edes
Vo rgehen einer Armee in diesem Sinne primär militä-
risches Vorgehen sein mu ss . B efürwo rter der Bundes-
wehr b erufen sich gerne auf die humanitären Einsätze
in Afghanistan . Soweit diese tatsächlich technisch-hu-
manitärer Natur sind , stellt sich dann allerdings stets
die Frage , wozu man dann Sold at sein mu ss , um solche
Tätigkeiten zu vollführen .

1 4



D er B egriff der »Kollateralschäden«
bringt das , was wir hier als »innere Logik mi-
litärischer Gewalt« b ezeichnen, auf den
Punkt. Selb st das I . Zu satzprotokoll von
1 97 7 zu den Genfer Abkommen vom 1 2 . Au-
gust 1 9 49 üb er den Schutz der Opfer inter-
nationaler b ewaffneter Konflikte räumt in
Art. 5 7 praktisch ein, dass b ei allem Schutz,
den die Zivilb evölkerung genießen soll, das
militärische Ziel im Zweifel o der j edenfalls
dann, wenn seine Erreichung sonst ernst-
haft gefährdet wäre wäre , den Vorrang ge-
nießt. So j edenfalls wird e s in der Kriegspra-
xis gehandhabt. (Für den Leb ensanspruch
der Komb attanten selb st gilt ab er nicht ein-
mal dieser b egrenzte Schutz .)

Man kann die Logik militärischer Gewalt
an einem b ewu sst einfach und b anal ge-
wählten, ab er j edem Soldaten au s der Aus-
bildung wohl b ekannten B eispiel demonst-
rieren : Während z . B . der Polizist, der gegen
einen zu allem entschlo ssenen Geiselneh-
mer o der Terroristen (also gegen einen mili-
tärisch und soldatisch agierenden Störer !)
vorgeht, in völliger Üb ereinstimmung von
geltendem Recht und geltender Ethik im-
mer auch dessen Leb en zu achten und zu b e-
wahren hat und e s nur gefährden o der not-
falls auch auslö schen darf, wenn dadurch
ein b estimmtes anderes und von dem Störer
b edrohte s Leb en gerettet werden kann, nie-
mals ab er das Leb en eines Unb eteiligten op-
fern darf, geht der Soldat − wie das Soldaten
seit Generationen gelernt hab en − so vor:
Lage : in einem Bunker b efindet sich auch
»Feind« o der wird dort j edenfalls vermutet.
Aktion : der Soldat schleicht sich an Bunker
an und macht seine Handgranate scharf,
Bunkertür auf, Handgranate rein, Bunker-
tür zu , Handgranate explo diert, Bunkertür
auf und sehen : Wer war da drin? D er Polizist
etwa, der zur Abwehr einer konkreten, und
sei es auch mutmaßlich leb ensb edrohen-
den Gefahr so vorginge , würde wegen Mor-
des angeklagt. D er Soldat hat so zu handeln .

D asselb e Mu ster lässt sich eb enso am an-
deren Ende der Vernichtungsskala, den
Massenvernichtungswaffen, wie an j edem
b eliebigen ihrer Punkte zeigen und folgt
stets derselb en inneren Logik: D er Einsatz,
j a selb st auch nur die Entwicklung von Mas-
senvernichtungsmitteln aller Art und von
der Splitterb omb e bis zur Nukle arwaffe
und die Planung ihres Einsatzes sind üb er-
haupt nur denkb ar, wenn man b ereit ist,
den Blick b ei der ethischen Abwägung von
»dem Einzelnen« und seinem unb edingten
Leb ensanspruch abzuwenden hin zu einer
Zweck-Mittel-Relation, in der − und das ist
die wesentliche Weichenstellung − die Ge-
samtheit einer Gesellschaft, also eb en nicht
die vielen Einzelnen, sondern die Vielen,
das angenommene Schutzobj ekt bilden,
und dann folglich die angestreb te Erhal-
tung eines Teils de s Ganzen die Opferung
des anderen Teils, am Ende also das als rich-
tig erkannte Ziel die Opferung auch der vie-
len Einzelnen allemal rechtfertigt.

Im Kasernenj argon heißt das : »Wo geho-
b elt wird , fliegen eb en Sp äne« − und wenn
der Hob el einer B 5 2 üb er b ewohntes Gebiet
geht, dann sind die Sp äne eb en Teile
menschlicher Körper o der Leichen, ganz
gleich ob von Soldaten o der Zivilisten, Män-
nern o der Frauen, Kindern o der Greisen .
Ganz gleich ob Freund o der Feind , ganz
gleich, ob von ihnen eine Gefahr au sgeht

o der nicht. Und auch : Ganz gleich, mit wel-
cher friedlichen o der kriegerischen Gesin-
nung o der Vorstellung der Pilot ausgestattet
ist, wenn er die B omb en au slö st. Auch auf
ihn als Person o der auf seine Vorstellung
kommt es im militärischen App arat und Ab-
lauf der D inge so wenig an, wie e s ihm auf
die Personen ankommen darf, die er da mit
einem Knopfdruck zu Asche werden lässt
und von denen er nichts weiß , nichts gegen
sie hat und die eb en einfach nur auf dem
Weg zum militärischen Zeil dazwischen ge-
kommen sind .

Gerade die letzte Erkenntnis ist wichtig,
weil man j a häufig auf aktive o der ehemalige
Soldaten trifft, die − glaubhaft − b eteuern,
dass sie do ch nun wirklich anständige Men-
schen seien, denen man do ch abnehmen
könne , dass sie mit der menschenverachten-
den Logik des Krieges und de s Militärs
nichts , ab er auch gar nichts gemein hätten .
D as mag manchmal Ausrede und Verdrän-
gung sein, ab er selb st wenn es stimmte :
Maßgeblich ist alleine die Funktion, die der
Einzelne im militärischen App arat hat. Die
alleine b estimmt im Ergebnis sein Handeln,
ob er das will o der nicht.

. . . und die Ethik der Zivilgesellschaft

Was mit dieser Logik militärischer Gewalt
gemeint ist, kann schließlich an zwei ande-
ren − vielleicht üb erraschend und unge-
wohnt erscheinenden − B eispielen no ch
einmal veranschaulicht werden, die zu-
gleich klar machen, dass auch die Zivilge-
sellschaft alltäglich Gefahr läuft, von der Lo-
gik militärischer Gewalt korrumpiert und
üb erlagert zu werden :

D as erste B eispiel b etrifft das Thema me-
dizinische Menschenversuche : Zur B e-
kämpfung einer viele Menschen b edrohen-
den Krankheit lässt man einzelne o der auch
viele einzelne Menschen exemplarisch ster-
b en o der nimmt deren To d in Kauf, um da-
rau s Erkenntnisse zu gewinnen für die Hei-
lung der anderen Erkrankten, evtl . sogar für
die endgültige B eseitigung der Krankheit.

Niemand , der sich der Wertordnung des
Grundgesetzes (genauer gesagt also : der
Ethik der Zivilgesellschaft mit ihrer unb e-
dingten Priorität des Schutzes de s Leb ens j e-
des Einzelnen und dessen unb edingtem Le-
b ensanspruch) verpflichtet fühlt, zweifelt
auch nur einen Moment daran, dass solche −
und sei es auch äußerlich no ch so üb erzeu-
gend und »verlo ckend« b egründeten − Men-
schenversuche ethisch und rechtlich voll-
kommen inakzeptab el sind .

D er Soldat ab er geht in seinem B ereich
nach eb en die ser Logik vor und muss so vor-
gehen, indem er viele Einzelne vernichtet,
um damit (vermeintlich) eine unb estimmte
Vielzahl anderer evtl . zu retten . E s ist kein
Zufall, dass gerade die Miltärmedizin eine
Reihe solcher B eispiele hervorgebracht hat
und no ch heute ähnliche hervorb ringt. Die
Menschenversuche von S S-Ärzten in den
KZs D achau und Ravensbrück mit Unter-
druck- und Unterkühlungsversuchen sowie
im KZ Buchenwald mit Meerwasserversu-
chen wurden ganz im Sinne der militäri-
schen Zweckmäßigkeit b egründet
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und

nach Verurteilung einiger der verantwortli-
chen Militärärzte so dann teilweise mit dem-
selb en Personal von der CIA au sgewertet
und in anderer Form mit anderen Mitteln
und Zielen fortgesetzt

1 9)

. Die Einrichtung
von so genannten Magen-B ataillonen im
Zweiten Weltkrieg, die der militärmedizi-
nisch so gesehenen »therapeutischen Kraft
des Trommelfeuers« ausgesetzt wurden, um
ihnen »die Flucht in die Krankheit« zu ver-
sperren, folgte derselb en Logik.

Die Weisung an die Ärzte im »Nato-Hand-
buch für dringliche Kriegschirurgie« (ZDv
49/ 5 0) , b ei b estimmten Lagen die Tarnung
der Lazarette zu veranlassen und damit den
Verletzten den Schutz der Genfer Konventi-
on zu entziehen, o der die zuerst zu versor-
gen, die alsb ald wieder kampffähig gemacht
werden können, während Schwerstverletz-
te im Rahmen der Triage eine »geringe
D ringlichkeitsstufe« b ekommen und »infol-
gede ssen« ( ! − und nicht umgekehrt) eine
geringe Üb erleb enschance hab en, sind nur
wenige B eispiele von vielen, die allesamt
demselb en Mu ster der inneren Logik militä-
rischer Gewalt folgen . D er Versuch der Mili-
tärmedizin in den sp äten 1 970-erJ ahren, die
zivile Katastrophenmedizin nach den Maß-
stäb en der − der Logik militärischer Gewalt
folgenden − Militärmedizin zu okkupie-
ren

2 0

) , ein weiteres .
D as zweite − aktuelle − Stichwort lautet

Luftsicherheitsgesetz : Um andere vor ei-
nem terroristischen Angriff zu b ewahren,
der mit einem vollb esetzten Passagierflug-
zeug verübt werden soll, sollte e s nach dem
Willen der Bundesregierung und des Bun-
destages (o der j edenfalls seiner üb erwie-
genden Mehrheit) zulässig und notwendig
sein, die ses Flugzeug abzu schießen . Auch in
die sem Fall sollte man annehmen, dass nie-
mand , der sich der Wertordnung des Grund-
gesetzes (genauer gesagt also : der Ethik der
Zivilgesellschaft mit ihrer unb edingten
Priorität des Schutzes de s Leb ens j edes Ein-
zelnen und dessen unb edingtem Leb ensan-
spruch) verpflichtet fühlt, auch nur einen
Moment daran zweifelt, dass solche − und
sei e s auch äußerlich no ch so üb erzeugend
und »verlo ckend« b egründeten − Maßnah-
men ethisch und nach dem Grundrechtska-
talog des Grundgesetzes ab solut inakzepta-
b el sind . Indes b edurfte es erst einer Ent-
scheidung de s Bunde sverfassungsgerichts,
die der Mehrheit der Abgeordneten und der
Regierung die se Grundlagen der Verfas-
sung (und nicht etwa nur irgendwelche pe-
ripheren Zu ständigkeitsregelungen, üb er
die Juristen streiten können) vordeklinie-

1 8) Alexander Mitscherlich; Fred Mielke : Wissen-
schaft ohne Menschlichkeit: Medizinische und euge-
nische Irrwege unter Diktatur, Bürokratie und Krieg.
1 . Aufl . , Heidelb erg: Schneider 1 9 49 . (Die gesamte

Auflage dieses vo n der Mehrheit der damaligen Ärzte-
schaft nicht eben geschätzten Buches wurde von den
Ärztekammern aufgekauft und ist erst 1 9 60 als Fischer
Taschenbuch unter dem Titel »Medizin ohne Mensch-
lichkeit« neu erschienen; ebenso Angelika Ebb ing-
haus , Klau s D örner, Karsten Linne (Hrsg . und andere) ,
D er Nürnberger Ärzteprozeß 1 9 4 6/47. Wortprotokol-
le , Anklage- und Verteidigungsmaterial, K. G . S aur-Ver-
lag 1 9 9 9 . D eutsche Ausgab e . Hrsg. im Auftrag der Stif-
tung So zialgeschichte des 2 0 . Jahrhunderts . Mikrofi-
che-E dition . München : K. G . Saur Verlag, 1 9 9 9 , 3 8 1 Fi-
ches mit Erschließungsb and . ISBN 3-5 9 8-3 2 02 0-5
(Erstveröffentlichung der vollständigen Akten)
1 9) Unternehmen Artischo cke vo n Egmont R. Ko ch;
Michael Welch, B ertelsmann Verlag 2 0 02 ; siehe auch
www. b ordeninstitute . army. mil/published_volumes/
ethicsVol2/Ethics-ch- 1 8 . pdf
2 0) vgl . Michael Hofferb ert, Rechtliche Aspekte der
Katastrophenmedizin, in : Katastrophenmedizin o der:
Die Lehre vo m ethisch b itteren Handeln, Neckarsulm
und München, 1 9 87; S . 1 37 ff
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die Negierung der menschheitsgeschicht-
lich und kulturell erworb enen ethischen
Normen des Zu sammenleb ens − wie das
Siegmund Freud einmal formuliert hat − »zu-
tiefst unsere innersten Gefühle verletzt« .

Stellt man Soldaten − welchen Dienstran-
ges auch immer − vor diese s Problem, dann
sind sie , wenn sie nicht au sweichen, meist
äußerst erstaunt und räumen ein, das bisher
so nicht gesehen zu hab en . Ich hab e in all
den Jahren vielfältiger Diskussionen mit B e-
fürwortern militärischer Gewalt und mit
Soldaten nicht einen gefunden, der sich am
Ende wirklich zu der Abkehr von den in der
Zivilgesellschaft geltenden ethischen
Grundsätzen hätte b ekennen wollen, was
freilich nichts daran ändert, dass sie im
Kriegsfall denno ch so handeln werden . Ein
eindrucksvolle s B espiel dafür werde ich
no ch schildern .

E s ist übrigens äußerst b emerkenswert,
dass diese Po sition der Trennung zwischen
ziviler Ethik und der Logik militärischer Ge-
walt vollständig mit der von Kriegsdienst-
verweigerern oft − und wie ich meine : völlig
zu Unrecht ! − gescholtenen Rechtspre-
chung des 6 . Senats des BVerwG üb erein-
stimmt, die auch vom BVerfG gebilligt und
geteilt wurde und wird .

Nicht die Frage der eventuellen B ereit-
schaft zur Gewaltanwendung (notfalls auch
gegen Menschen) als solche ist danach maß-
geblich für die B erechtigung, den Kriegs-
dienst au s Gewissensgründen zu verwei-
gern, sondern alleine die Frage , an welchen
ethischen Maßstäb en sich die ggf. akzep-
tierte Gewaltanwendung orientiert : An der
Erhaltung de s Leb ens o der der Gesundheit
des Einzelnen o der an der auf taktische und
strategische Ziele gerichteten Logik militä-
rischer Gewalt.

Allerdings : Nach der Rechtsprechung zu
Art. 4 Ab s . 3 GG kann und darf eb en wegen
die ses systematischen Au snahmecharak-
ters der B erechtigung, sich aus der Entschei-
dung der (p arlamentarischen) Mehrheit
au szuklinken, nur derj enige als Kriegs-
dienstverweigerer anerkannt werden, der
militärische Gewalt j edenfalls für sich » als
sittlich zutiefst verwerflich« ansieht.

Er mu ss dab ei dem Soldaten nicht das
Recht ab sprechen, eine andere Po sition zu
b eziehen, ihn also nicht als Person verurtei-
len, wohl ab er dessen Handeln nach den ei-
genen Maßstäb en als sittlich verwerflich b e-
urteilen . Etwas andere s ist j a auch schwer-
lich vorstellb ar !

2 3 )

Die Tucholsky-Diskussion

D ass solche Diskussion üb er die ethische
Rechtfertigung von Militarismus und Pazi-
fismu s j ederzeit und trotz aller erfolgrei-

F or u m Pazi fi s mus

ren mu sste , um eine Abgrenzung zwischen
der Ethik der Zivilge sellschaft und der Lo-
gik militärischer Gewalt in Erinnerung zu
rufen . Und es waren hier eb en genau j ene
Argumente , die wir ob en zur Analyse der Lo-
gik militärischer Gewalt b enannt hatten,
die das Bundesverfassungsgericht in seiner
Entscheidung anführt
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und die hier des-
halb etwas au sführlicher zitiert werden sol-
len . (A nm. d. Red. : A us Pla tzgründen kö n-
nen die Zita te a us der Verfassungsgerich t-
sen tscheidung h ier n ich t abgedruckt wer-
den. Die En tscheidung ist a uszugsweise
veröffen tlich t in F or u m Pazi fi s mus 09, S.
33 ff. ; das gesam te Urteil ist abrufbar a uf
der In ternet-Ho mepage des Bundesverfas-
sungsgerich ts un ter der Adresse www. bun-
desverfassungsgerich t. de/en tscheidungen/
rs20060215_1 bvr035 705. h tml)

Um mögliche voreilige Euphorie zu
dämpfen : D as Bundesverfassungsgericht
hat damit nicht militärische Gewalt
schlechthin verb oten (das war nicht Gegen-
stand seiner Entscheidung) , sondern zu-
nächst (nur) klargestellt, dass die Wertord-
nung des Grundgesetzes gerade in ihren p a-
radigmatischen Grundannahmen mit mili-
tärischer Logik in einem unüb erbrückb a-
ren Widerspruch steht.

Auch die damit thematisierte alltäglich
sukzessive Au shöhlung der Ethik einer Zivil-
gesellschaft durch den Geist des Militaris-
mu s, also die Logik militärischer Gewalt, ist
ein Teil des Themas Pazifismus/Militaris-
mu s, das schon alleine einer umfangreichen
Aufarb eitung b edürfte , um Kriegsdienst-
verweigerer üb er das Ziel ihrer bloßen An-
erkennung hinau s zu b eraten .

Militaristen unter Druck

Diese systematische Aufarb eitung der inne-
ren Logik militärischer Gewalt hatte und
hat − wo sie denn erfolgte − eine enorme
Stärkung in der Disku ssion um Pazifismu s
und Militarismu s zur Folge , die weit üb er
die B ewältigung irgendeines Anerken-
nungsverfahrens hinau sreicht.

E s wurde deutlich , d ass nicht der Pazifist
o der Kriegsdienstverweigerer in seiner
ethischen Grundpo sition von der allgemein
als verbindlich angesehenen Ethik der Zivil-
gesellschaft abweicht, wie sie Grundlage
der Verfassung ist, sondern eine Gesell-
schaft, die sich zum Krieg b ereit macht, von
eb en dieser konsequent an dem einzelnen
Menschenleb en orientierten Ethik abwei-
chen und b ereit sein mu ss, diese für unb e-
stimmte Zeit au szutau schen gegen eine
Ethik, die es ermöglicht, den Einzelnen o der
auch viele Einzelne nur no ch als Teil eines
Ganzen zu sehen, den man im (gemut-
maßten) Interesse des Ganzen opfern kann .

Mit anderen Worten : Wer Soldat sein will ,
mu ss sp ätestens im Krieg seine Po sition ge-
genüb er menschlichem Leb en ändern, in-
dem er dieses unter b e stimmten B edingun-
gen einer p au schalen − unter nichtkriegeri-
schen B edingungen strikt geächteten und
unter Strafandrohung stehenden ! − p au-
schalen Abwägung mit militärischen Zielen
unterwirft, o der wie das das BVerfG an an-
derer Stelle einmal formuliert hat: Einer
»p au schalen Abwägung von Leb en gegen
Leb en, die zur Freigab e der vermeintlich ge-

ringeren Zahl im Interesse der Erhaltung
der angeblich größeren Zahl führt« und
eb en de shalb »nicht vereinb ar (ist) mit der
Verpflichtung zum individuellen Schutz j e-
des einzelnen konkreten Leb ens« .
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Nicht
der Pazifist o der Verweigerer kann und
mu ss mithin darlegen, warum er an dem all-
täglich »ethisch Selb stverständlichen« auch
im Krieg festhält. D er ethische Paradigmen-
wechsel zurück zu Grundeinstellungen, die
wir üblicherweise dem Totalitarismus zu-
ordnen und der der B egründung b edarf, er-
folgt vielmehr b eim Soldaten o der b ei der
Gesellschaft, die ihn einsetzt.

Soldat und Pazifist unterscheiden sich
mithin nicht notwendig und nicht einmal in
der Regel in ihrer Friedenslieb e , also dem
eventuellen Ziel ihre s B emühens , sondern
die Weichenstellung zwischen der B ereit-
schaft, Krieg zu führen einerseits, und der
Weigerung, die s zu tun, andererseits erfolgt
dort, wo die die zivile Alltagsethik b egrün-
dende strikte Orientierung am einzelnen
Leb en aufgegeb en und ersetzt werden muss
durch die Orientierung an der Erhaltung
des Leb ens der Vielen, die dem einzelnen
Leb en gerade keinen Schutz mehr garan-
tiert, sondern es b eliebig für nahezu j edes
taktische Ziel verfügb ar macht.

In der praktischen Au seinandersetzung
mit den Prüfungsgremien − ab er eb en nicht
nur dort − hatte diese Aufarb eitung der Lo-
gik militärischer Gewalt (wo sie denn er-
folgte und die se Po sition dargelegt wurde)
regelmäßig eine völlige Umkehrung der üb-
lichen inquisitorischen Verhandlungssitu a-
tion zur Folge :

Ethisch zu »verteidigen« hatte sich nicht
der, der auf den ethischen Grundpo sitionen
der Zivilge sellschaft mit der konsequenten
Orientierung am Einzelnen und dessen Le-
b ensanspruch b eharrte , sondern der, der
die Frage aufwerfen wollte , was denn nun
so schlimm daran sei , im Krieg Menschen zu
töten, und warum das denn der Antragstel-
ler nicht könne .

Solche Verhandlungen liefen in der Re-
gel ohne eine einzige Frage ab , wurden
rasch mit Anerkennung b eendet, und die
Prüfungsgremien waren froh, alsb ald mit
ihrer sonst vertretenen gegenteiligen Po siti-
on nicht mehr in den Spiegel der zivilen
Ethik sehen zu mü ssen, der ihnen da vorge-
halten wurde .

D enn niemand hatte und hat j a den Mut,
diese Ethik etwa infrage zu stellen, sondern
es wird bloß − und wie sich zeigt : zu Un-
recht wider alle praktische Erfahrung in j e-
dem Krieg − deren unb eschadete Fortgel-
tung auch im Krieg b ehauptet.

Ab er auch üb er die Anerkennungsver-
fahren hinau s ist es aufschlu ssreich und b e-
merkenswert, dass man b ei den Vertretern
des Militarismu s , also b ei denen, die militä-
rische Gewalt für zulässig erachten, und b ei
Soldaten in aller Regel gerade nicht die glei-
che Aufgeschlo ssenheit und Problemb ereit-
schaft findet, sondern j ene geradezu reflex-
hafte und zwanghafte Tabuisierung des
Themas , deren Entstehung ich ob en b e-
schrieb en hab e .

Wer denen, die b ereit sind , militärische
Gewalt anzuwenden, die sen Spiegel vor-
hält, erlebt stets dieselb e Re aktion : Au swei-
chen, Verleugnen, Tabubildung, wohl weil

2 1 ) Urteil des Ersten Senats vo m 1 5 . 02 . 2 0 0 6 − 1 BvR
3 5 7/0 5 −

2 2 ) Urteil vom 2 5 . Febru ar 1 9 75 − 1 BvF 1 , 2 , 3 , 4 , 5 ,
6/74 − = BVerfGE 39 , 1 ff.

2 3 ) Die dagegen übrigens von den so genannten To-
talverweigerern alter Prägung gerichtete Kritik, der
Staat habe scho n nicht das Recht, eine Gewissensent-
scheidung und gar deren B egründung zu verlangen,
setzt sich nach meinem Verständnis leicht dem Ver-
dacht aus , dass sie sich allzu sehr an einem B ild des Ver-
hältnisses von Staat und Bürger orientiert, d as vorre-
publikanischen Verhältnissen entlehnt ist.
Mag man do ch eine B egründung fordern . Wer d as tut,
könnte dann leicht eine vorgehalten bekommen, b ei
der er sich evtl . wünschen könnten, sie nie gefordert
zu haben, denn er wird in den Spiegel der Verfassung
und der ethischen Regeln sehen mü ssen, die er gerade
zu verteidigen vorgibt: Und dieses B ild eines zwar
harmlo s au ssehenden, ab er no tfalls auch zum Massen-
mord entschlo ssenen Sold aten wird ihm kaum gefal-
len können .
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cher prop agandistischer B emühungen der
D omestizierung des Pazifismu s wieder
aufbrechen kann, macht ein B eispiel
deutlich :

Ein – wie es scheint – letztes öffentliches
Aufflackern dieser Diskussion war in den
sich üb er mehrere Jahre hinziehenden
Prozessen um das b ekannte Diktum
Tucholskys zu b eob achten, »Soldaten seien
potenzielle Mörder« und dies werde ihnen
während der Ausbildung durch Drill
b eigebracht.

Ein üb er die Grundlagen seines B erufes
offenb ar wenig aufgeklärter Jugendoffizier
hatte etwa 1 9 8 5 gegen einen Frankfurter
Arzt und Mitglied der IPPNW (selb st Ex-Of-
fizier der Bunde swehr) Anzeige erstattet,
der diesen ganz und gar b analen Satz in ei-
ner Disku ssion mit Schülern im B eisein die-
se s Offiziers wiederholt hatte . D er Jugend-
offizier − durch ein ihm von der Bundes-
wehr ge stelltes juristisches Großaufgeb ot
als Neb enkläger vertreten − machte immer
wieder geltend : D ass ein Soldat eventuell tö-
ten mü sse , folglich also vielleicht als »Töter«
o der eventuell auch »Totschläger« b ezeich-
net werden dürfe , sei notfalls hinzunehmen
− nicht ab er die zutiefst verletzende B e-
zeichnung als »Mörder« .

D as Programm der Anklage war klar: D as
um militärische Gewalt mit ihrer ob szönen
Verletzung der Ethik einer Zivilgesellschaft
sorgfältig gelegte Tabu war erneut öffent-
lich in Gefahr und sollte wiederhergestellt
werden .

B anal ist dieser S atz vom »potenziellen
Mörder« , weil er eine ganz einfache , auch
mit geltendem Recht völlig üb ereinstim-
mende Fe ststellung trifft : Militärische Logik
b edeutet die Abkehr von der Orientierung
am Einzelnen und seinem Leb ensanspruch .
Strafrechtlich unterscheiden wir zwischen
Mord ( § 2 1 1 StGB) und Totschlag ( § 2 1 2
StGB) ganz im Sinne der zivilen Ethik: Wer
zur Tötung von Menschen etwa »gemeinge-
fährliche Mittel« anwendet, b egeht Mord
und nicht lediglich Totschlag . Und dies
eb en de shalb , weil er damit die Tötung ei-
ner unb estimmten Vielzahl von Menschen
einfach billigend in Kauf nimmt, sein er-
strebtes Ziel der Tötung eines Menschen al-
so ohne Rücksicht auf die mögliche und
ihm im Übrigen gleichgültige Zahl weiterer
Opfer verfolgt. Eb en genau so , wie j eder Sol-
dat handeln muss , wenn er seinen militäri-
schen Auftrag erfüllen will : Kolateralschä-
den muss er im Interesse der effizienten Er-
reichung de s Ziels in Kauf nehmen .

Gänzlich unb efangen, offenb ar ohne j e-
den Skrupel und für j edermann hörb ar hat-
te eine derartige Erkenntnis übrigens der
Nato-Stab schef US-General Schuyler b ereits
1 9 5 6 formuliert mit den Worten : »Unser
Operationsziel wird Mord sein, und die
Atomexplo sion ist unser Hauptmordinstru-
ment. «

2 4)

Die − gleichsam pflichtgemäße − öffentli-
che Empörung üb er die Äußerung vom » Sol-
daten als potenziellem Mörder« und den
neuerlichen Tabubruch war seinerzeit b ei
den Amtsträgern vom lib eralen Außenmi-
nister Genscher bis hin zum amtierenden
und sonst do ch aufgeklärten Bundespräsi-
denten v. Weizäcker gewaltig, von den Re-
servistenverb änden und Stammtischen
ganz zu schweigen . Volksverhetzung war
der Vorwurf und auch Gegenstand der Straf-
anzeige und der dann erhob enen Anklage .

Die gewaltige ideologische B arriere , die
sich um das den militärischen Akteuren so
unangenehme Thema militärischer Gewalt
und ihrer Folgen als Tabu b ereits wieder ge-
bildet hatte , wird durch eine aufschlussrei-
che Szene au s diesem Prozess dokumen-
tiert :

Anklage und Neb enkläger einerseits und
die Verteidigung andererseits waren von
der Strafkammer geb eten worden, S achver-
ständige für ihre j eweilige Po sition zu stel-
len . Wir als Verteidiger hatten Friedensfor-
scher aufgeb oten, der Neb enkläger auf per-
sönliche Weisung des amtierenden Vertei-
digungsministers zwei ho chrangige Offizie-
re , einen Generalleutnat und einen Ob erst
i . G . , die er allem Anschein nach für kompe-
tent, j edenfalls für eindrucksvoll genug ge-
kleidet hielt, um dem Gericht den Weg der
Erkenntnis zu weisen .

D er Vorsitzende der Strafkammer, ein
au sgezeichneter und durchsetzungsfähiger

Jurist, der auch durch no ch so viel goldenes
Lametta auf den Ep auletten und der Helden-
brust nicht einzu schüchtern war, hielt der
Anklage und deren gutachternden Offizie-
ren immer wieder das Argument der Vertei-
digung vor, dass § 2 1 1 StGB als mordqu alifi-
zierendes Merkmal die Anwendung »ge-
meingefährlicher Mittel« nenne und schon
die einfache Handgranate zweifello s diese
B edingungen erfülle . Als das buchstäblich
auf taub e Ohren stieß, kopierte er den Text
des § 2 1 1 StGB vergrößert auf ein DIN-
A4-Blatt, hielt es der Anklagevertretung,
dem Neb enkläger und seiner anwaltlichen
Vertretung sowie deren S achverständigen

entgegen und fragte unb eirrt von allen ar-
gumentativen Täu schungs- und Ausweich-
manövern die Generale , was sie denn nun
tun würden, wenn es zum Angriff auf die
Bunde srepublik käme und sich die Notwen-
digkeit ergäb e , üb er »Ab schreckung durch
bloßes D asein« hinau s und vor allem üb er
die Grenzen der Bundesrepublik hinau s mi-
litärisch derart »gemeingefährlich« tätig zu
werden, wie e s die S achverständigen der
Verteidigung am B eispiel von Massenver-
nichtungsmitteln dargelegt hatten .

Die üb ereinstimmende und angesichts
der immer enger werdenden D isku ssion
um die Wirklichkeit eines Kriegs offensicht-
lich abgespro chene Antwort des Generals
und des Ob risten war, ( 1 .) dazu werde es nie
kommen und (2 .) wenn do ch, werde man
eb en sofort zurücktreten . D as klingt wie
schlechtes Kab arett, ist ab er wirklich so p as-
siert.

Uns ist au s einer j ener »gewöhnlich gut
informierten Quellen« b erichtet worden,
dass der General unmittelb ar anschließend
an die mündliche Verhandlung b eim Vertei-
digungsminister vorge spro chen und er-
klärt hab e , das The ater reiche ihm j etzt, der
Prozess solle sofort zu Ende gebracht wer-
den, weil er der Bundeswehr schade . Was
hätte der tapfere General wohl gesagt, wenn
da schon der sp ätere Verteidigungsminister
Struck ge sessen hätte , der wiederholt und
auch als Fraktionsvorsitzender der SPD
kürzlich wieder b etont hat : »D as Einsatzge-
biet der Bundeswehr ist die ganze Welt« ? Zu-
rückgetreten? D en Minister wegen Verfas-
sungsverrates vorläufig arres- tiert? O der
sich gefreut, dass er einen findet, mit dem er
offen reden kann?

Wie b ekannt, wurde der Angeklagte frei-
gespro chen . D er Vorsitzende der Strafkam-
mer erhielt darauf hin eine Reihe ernstzu-
nehmender Morddrohungen . Unsere Kanz-
lei ging kurze Zeit sp äter in Flammen auf.
Ein Ob erst der Bundeswehr, der seine Zu-
stimmung zu diesem Freispruch zum Aus-
druck brachte , wurde degradiert, die D egra-
dierung wurde dann vom BVerfG sp äter auf
unsere Verfassungsb eschwerde hin wieder
aufgehob en .

D as Tabu aushebeln

Ich bin aus der Erfahrung der vergangenen
Jahre sehr sicher, dass die Neuentfachung
die ser D isku ssion üb er spezifisch militäri-
sche Gewalt nicht nur b ei den Wehrpflichti-
gen, sondern auch b ei den B eratern, die e s
dafür zu gewinnen gilt, einen neuen Schub
des Engagements für diese Fragestellung
bringen kann, wenn die Diskussion offen
und offensiv gegenüb er den wieder verfes-
tigten Tabus geführt wird .

Wer hat denn als B erater auf die D auer
schon Lu st dazu , immer wieder erneut die
selb en Satzschablonen zu lesen o der gar zu
empfehlen, diese lu stlo s zur B egründung
der KDV abzusondern, um den bürokrati-
schen Vorgang der Anerkennung zu ab sol-
vieren?

Auch insoweit b edarf es ab er wohl vor-
gängig einer Disku ssion mit den B eratern,
die üb er den bloß organisatorischen Aspekt
der B eratung hinau sreicht und den inhaltli-
chen Kontext und die Aktu alität der Pazifis-
mus/Militarismu s-Disku ssion zunächst ein-
mal herau sarb eitet und wieder greifb ar

2 4) Wie D er Spiegel im März 1 9 5 6 berichtete , sei des-
sen strategischer Plan für die Nato »ebenso einfach,
wie seine Konsequenzen für d as deutsche Gebiet o st-
wärts der Zonengrenze fatal sind . D er General Schuy-
ler hat errechnet, d ass er in der Lage ist, mit dem zu-
sammengefassten Feuer aller taktischen Atom-Waffen
der Nato j eden sowj etischen Aufmarsch zwischen Lü-
beck und Passau in einer Tiefe von einigen hundert Ki-
lometern zu zerschlagen, so dass ein Angriff der Sow-
j ets scho n in der B ereitstellung ersticken mü sste . (. . . )
Für diesen Zweck hält der Nato-Stab schef − vo rläufig
im Westen und Südwesten der Bundesrepublik − an
taktischen Atom-Waffen p arat :

− Atom-Kano nen (fünf B ataillone mit j e sechs Ge-
schützen, Kalib er: 2 8 Zentimeter, Reichweite : 3 5 Kilo-
meter) ;
− »Honest Johns« (nicht ferngelenkte Raketen, Durch-
messer: 72 , 2 Zentimeter, Reichweite : 3 2 Kilometer) ;
− » Corporals« (ferngelenkte Raketen, Länge : 1 2 , 1 9 Me-
ter, Durchmesser : 76 Zentimeter, Reichweite : 2 4 1 Ki-
lometer) ;
− »Matadore« (zwei Staffeln mit j e 75 unbemannten
ferngelenkten B omb ern in B itburg und H ahn [ Rhein-
land-Pfalz ] , Länge : 1 2 Meter, Sp annweite : 8 , 7 Meter,
Reichweite : 8 0 0 Kilometer) .
Außerdem verfügt Shape no ch über Schlachtflieger-
verb ände mit 60 0 Jab o s , die mit taktischen Ato m-B om-
ben au sgerüstet werden kö nnen. Sollten die Sowj ets
nun tatsächlich j emals angreifen, dann schwirren
nach Schuylers Plan die Honest Johns, Co rporals und
Matadore ab , die Atom-Kano nen brüllen lo s, die Jab o s
werfen ihre B omb en - und Mitteldeutschland wird im
Feuerwirbel der Ato mgescho sse mit einer Sprengwir-
kung vo n j e 1 0 . 0 0 0 bis 1 5 . 0 0 0 TNT-To nnen zur grausi-
gen Ö dnis . Zwischen Lüb eck und Ro sto ck, zwischen
Fulda und Leipzig, zwischen Passau und B rünn würde
die Hölle sein. «
D er Verfasser der »flexiblen« und die Zivilb evölke-
rung » schonenderen« Verteidigung, ein Ob erst v. B o-
nin, wurde angesichts solch argumentativer Üb er-
macht (die auch die Rü stungsindustrie erfreut hab en
dürfte) unter einem Vo rwand aus dem »Amt Blank«
entlassen . Zu dessen Karriere auch : www. bundesar-
chiv. de/foxpublic/EA4 FCAC0 0A0 62 2 1 2 0 0 0 0 0 0 0 0 3 1
3 04 0 E0/frame .j sp ? detail = findmittelinfo .html&oben

= findmittelinfo_ob en .html
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macht. D enn e s ist j a das eigentliche Parado-
xon unseres Themas , dass mit steigender
Kriegsgefahr, mit steigender militärischer
Aktivität in der Welt und mit dem Zuneh-
men klassischer Kriegsursachen gleichzei-
tig die D isku ssion zu verflachen scheint,
weil das Tabu funktioniert.

Naturhaft wie der Sonnenaufgang?

Versteht man die B eratung von Verwei-
gerern hingegen nicht alleine als solche zur
Vorb ereitung eines Anerkennungsverfah-
rens , dann ergibt sich eine gänzlich anders
strukturierte Herangehensweise .

Au s der Sicht der Pazifismus/Militaris-
mu s-D isku ssion mag e s − zu welcher Ent-
scheidung man sich da im Ergebnis auch im-
mer durchringt − wenig erfreulich sein,
dass Wehrpflichtige heute überwiegend
ganz und gar »pragmatisch« und alleine un-
ter Nützlichkeitsgesichtspunkten die Frage
von Wehr-/Zivildienst angehen und dies
nicht in erster Linie als eine Grundsatzfrage
einer Ge sellschaft sehen, ob man sich unter
ethischen Gesichtspunkten für Krieg b ereit
machen darf o der nicht.

Sie treffen ab er mit die ser Herangehens-
weise − wenn auch in der Regel in vollkom-
mener Unkenntnis der rechtlichen und his-
torischen Zu sammenhänge − do ch fast
spontan einen anderen Punkt, der zwar
nicht von so existenzieller B edeutung ist,
wie die Frage von Krieg und Frieden, ab er
do ch von grundsätzlicher B edeutung : Näm-
lich die Frage , ob und ggf. unter welchen Vo-
rau ssetzungen der Staat in die Freiheit eines
Bürgers üb erhaupt und im Einzelfall ein-
greifen darf.

D ie se Frage ist von der b e schrieb enen
Sprach- und B egriffsverwirrung im Zu sam-
menhang mit der KDV nahezu verschüttet
worden, obwohl sie im j eweiligen Einzelfall
vorab j eder Entscheidung üb er Wehr- o der
Zivildienst zu b eantworten ist.

Und sie zielt nicht auf das Thema »B eib e-
haltung o der Ab schaffung der Wehr-
pflicht« , sondern vielmehr darauf, was b e-
stehende Wehrpflicht denn im Einzelfall
wirklich b edeutet. Gerade ab er darüb er b e-
steht − nicht nur b ei den Wehrpflichtigen ! −
ein b eeindruckendes Maß an wirklich fun-
damentaler Unkenntnis , die derj enigen
üb er die ethischen Fragen militärischer Ge-
walt durchaus ähnlich ist.

D ie Wehrpflichtigen, die zur B eratung
kommen, lassen sich nach meiner Erfah-
rung grob in drei Gruppen aufteilen :

(a) D ie erste und wohl zahlenmäßig
no ch immer größte (und wie es scheint : so-
gar wachsende) Gruppe ist als Folge einer
üb erJahrzehnte und Generationen reichen-
den gezielten D e sinformationsstrategie der
Wehr- und Zivildienstb ehörden umfassend
uninformiert und hält die allgegenwärtige
»Allgemeine Wehrpflicht« für eine naturhaf-
te Gegeb enheit wie den Sonnenauf- und Un-
tergang, derzufolge j eder irgend einen
Dienst zu leisten hab e . D em entspricht
dann fast spiegelbildlich die Vorstellung,
dass man dieser Pflicht allenfalls durch
mehr o der minder trickreiches D avon-
schleichen durch die Hintertür entgehen
könne .

D ie se Gruppe hat in der Regel diffu se Ge-
rüchte darüb er gehört, dass man mit Krank-
heiten, Rauschmittelmissbrauch, fester

o der mobiler Zahnsp ange o der Freundin
mit o der ohne Schwangerschaft o der fes-
tem o der b efristetem Job o . ä. der Einb eru-
fung angeblich irgendwie entgehen könne .

Sie macht sich dann entweder auf die Su-
che nach meist erfundenen, aggravierten
o der vollständig vorgetäuschten Krankhei-
ten etc . (Felix Krull findet da seine eifrigen
Epigonen) o der entschließt sich ange sichts
vermeintlich o der wirklich au ssichtslo ser
Suche nach solchen Umständen für eine der
b eiden Dienstarten, b evor üb erhaupt no ch
geprüft ist o der feststeht, ob die gesetzli-
chen Heranziehungsvorau ssetzungen tat-
sächlich vorliegen .

D a wird dann schnell erneut kapituliert
und der KDV-Antrag als taktischer Ausweg
möglichst schon vor der Mu sterung gestellt
o der erst, wenn der Einb erufungsb escheid
gekommen ist − in b eiden Fällen oft mit fata-
len Folgen .

(b) D ie zweite Gruppe ist in der Regel et-
was b esser informiert und geht von Anb e-
ginn davon au s, dem Dienst in welcher
Form auch immer entgehen zu wollen, weil
sie den dadurch entstehenden Zeitverlu st
vermeiden mö chte , hat ab er nur wenig
brauchb are Informationen, wie das − vor al-
lem legal ! − geschehen könne .

(c) Zahlenmäßig zu vernachlässigen ist
nach meiner Erfahrung die sehr kleine
Gruppe derer, die einen der b eiden D ienste
wirklich will . (D avon übrigens strikt zu un-
terscheiden ist die Untergruppe derer, die
einem weit verbreiteten Fehlverständnis
folgend lediglich und meist unau sgespro-
chen meinen, so o der so j a ohnehin D ienst
leisten zu müssen, weil es j a do ch keinen
gangb aren »Au sweg« geb e . D a wird dann
schnell die eigene vermeintliche Chancen-
lo sigkeit au s Angst vor der auch nur gedank-
lichen Niederlage po sitiv gewendet in die
Formulierung, man »wolle« D ienst leisten .
E s gehört zu einer seriö sen B eratung, das zu-
nächst herau szu arb eiten − woran es in der
Praxis leider sehr häufig fehlt ! Ich höre von

− auch anwaltlichen − B eratern, die auffal-
lend viele KDV-Verfahren initiieren, immer
wieder, der Klient hab e do ch erklärt, dass er
Zivildienst leisten wolle , was sich dann ab er
nach genauerer B efragung als bloßer Auf-
klärungsmangel erweist) .

Die Gründe dafür, wirklich Dienst leis-
ten zu wollen, sind oftmals leb ensgeschicht-
lich b egründet :

Abiturienten, die durch die ständige B e-
vormundung in der Schule traumatisiert
sind , b egründen die Au szeit o der das S ab-
b atj ahr vor dem Studium den Eltern gegen-
üb er mit Zivildienst und sind ganz froh , sich
auf die schicksalhafte Einb erufung verlas-
sen zu können . D as lässt sich auch no ch mit
der Erklärung veredeln, Zivildienst sei do ch
»Dienst an der Gesellschaft« etc . und impo-
niert meist den Müttern, die dann im B e-
kanntenkreis mit dem sozialen Engagement
der Söhne punkten können . Ganz wenige
sehen im Zivildienst eine Chance , einen an-
deren B eruf kennenzulernen o der etwa ei-
nen B onu s für den Studienzugang zu erhal-
ten o . ä. Für die dauert die B eratung wenige
Minuten − wenn man sie nicht zugleich
auch üb er die nicht unerheblichen Risiken
dieses Vorgehens informiert, was inde s sel-
ten ge schieht.

D en b eiden ersten Gruppen ist ab er in al-
ler Regel gemeinsam, dass sie − b ei aller

scheinb aren Informiertheit im D etail und
Kenntnissen in der vergifteten Krull' schen
Trickkiste − auch nicht die geringste Vor-
stellung davon hab en, in welchem rechtli-
chen und organisatorischem Zu sammen-
hang die einzelnen Aspekte stehen, also was
»Allgemeine Wehrpflicht« eigentlich recht-
lich (vor allem verfassungsrechtlich) b e-
deutet und vor allem, welche unmittelb aren
Konsequenzen sich au s solcher Kenntnis
für die Vorgehensweise im konkreten Ein-
zelfall für die Erreichung des selb st ge steck-
ten Zieles ergeb en . Sie teilen diesen Infor-
mationsmangel allerdings mit der ganz gro-
ßen Mehrzahl der Bürger. Und dies nicht,
weil es sich b ereits auf dieser Eb ene um
komplizierte juristische Fachfragen han-
deln würde , sondern weil Republik und
Rechtsstaat in die Köpfe der D eutschen
no ch nicht wirklich Einzug gehalten hat.

Der Staat hat dem Bürger
zu dienen − und nicht umgekehrt

D a die Grundlagen de s Verhältnisses von
Bürger und Staat allem Anschein nach ihrer
Natur nach flüchtig sind , scheint es erfor-
derlich zu sein, sie als Grundlagen der Ver-
fassung in der B eratung (ab er auch den B e-
ratern) immer wieder in Erinnerung zu ru-
fen : Und die sind eigentlich ganz einfach,
stehen ab er erfahrungsgemäß der allge-
mein verbreiteten Vorstellung üb er diese s
Grundverhältnis diametral entgegen, was
bis in die kleinste Verhaltensweise von
Wehrpflichtigen von der Mu sterung bis zur
Entlassung unmittelb are Au swirkungen
hat.

E s lohnt sich dab ei wirklich , ganz grund-
sätzlich anzu setzen : In einer Republik geht
die Macht vom Volke au s und das Volk b e-
dient sich zur Durchsetzung seiner Macht
der staatlichen O rgane , wie das Art. 2 0 Ab s .
2 GG b estimmt − und nicht umgekehrt. D er
so vom Volk b eauftragte Staat − also hier das
Organ »Exekutive« − darf in die generelle
und systematisch allem vorgelagerte allge-
meine Handlungsfreiheit eines Bürgers
(Art. 2 Ab s . 1 GG) im Einzelfall nur eingrei-
fen, wenn und soweit ihm dies bis ins D etail
durch ein förmliches Gesetz ausdrücklich
erlaubt ist, während der Bürger alles darf,
was ihm nicht au sdrücklich verb oten ist
o der die Rechte D ritter verletzt.

Diese Erkenntnis gehört auch nach − mit
1 2 Jahren Unterbrechung durch den Fa-
schismu s − immerhin üb er 70 J ahren Re-
publik in D eutschland no ch immer nicht
zum Selb stverständnis der D eutschen . Die
üb erwiegende Mehrheit ist spontan vom
Gegenteil üb erzeugt, ohne eigentlich sagen
zu können, woher das stamme . E s ist für sie
einfach Natur. D er au s der Monarchie üb er-
kommene »Vater Staat« ist ein no ch immer
gebräuchliches und fast unausrottb are s
Bild für die B e schreibung de s Verhältnisse s
der D eutschen zum Staat.

Die − in der Verfassung angelegte − Fest-
stellung gar, dass der Staat dem Bürger zu
dienen hab e und nicht umgekehrt, weil
eb en das Volk sich de s Staate s b edient und
nicht umgekehrt, wird regelmäßig als un-
verschämte Anmaßung in der Nähe zum Irr-
sinn verstanden und − zumal von Amtsträ-
gern − empört zurückgewie sen .

Was also b edeutet − verfassungsrechtlich
b etrachtet − vor die sem Hintergrund »Allge-
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meine Wehrpflicht« und welche Folgen er-
geb en sich darau s für die B eratung von
Wehrpflichtigen?

Wenn man sich die öffentliche D eb atte
darüber b etrachtet, scheint kaum b ekannt
zu sein, dass es kein Gesetz der Bundesre-
publik gibt, in dem wörtlich o der auch nur
sinngemäß geregelt ist, dass grundsätzlich
j eder männliche Bürger Wehr- o der Zivil-
dienst zu leisten hab e .

Art. 1 2 a GG enthält als Einschränkung
zur allgemeinen B erufsfreiheit und zum
Verb ot von Zwangsarb eit die Ermächtigung
des Verfassungsgeb ers an den Gesetzgeb er,
ein Gesetz zu erlassen, aufgrund dessen zu-
nächst ganz allgemein »Männer vom vollen-
deten achtzehnten Leb ensj ahr an zum
Dienst in den Streitkräften, im Bundes-
grenzschutz o der in einem Zivilschutzver-
b and verpflichtet werden können« . (D arau s
− wie das häufig geschieht − die Pflicht ab-
leiten zu wollen, dass j eder Wehr- o der Zivil-
dienst zu leisten hab e , würde dann eb enso
zu einer »Allgemeinen Bundesgrenzschutz-
pflicht« und ähnlichen Unsinn führen .)

D er Gesetzgeb er hat mit dem Wehr-
pflichtgesetz (und ihm folgend dem ZD G)
von dieser Ermächtigung Gebrauch ge-
macht und geregelt, dass » alle Männer vom
vollendeten 1 8 . Leb ensj ahr an, die D eutsche
im Sinne des Grundgesetze s sind , wehr-
pflichtig sind« (und das b edeutet z . B . : der
Wehrüb erwachung unterliegen) und so-
dann − aber davon strikt zu unterscheiden − ,
ob und ggf. unter welchen im Gesetz im Ein-
zelnen festgelegten Vorau ssetzungen ein
derart wehrpflichtiger Bürger wann und
wie lange einb erufen werden kann o der
nicht.

Nur vor dem Hintergrund der verfas-
sungsrechtlich richtigen Einordnung die-
ser Regelungen in den rechtsstaatlichen
Kontext wird ab er offenkundig, dass darau s
also folgt : Die Heranziehung zum Wehr-
o der Zivildienst ist (schon unabhängig von
der statistischen Verteilung der Einb eru-
fungen, der so viel Aufmerksamkeit gewid-
met wird , um einen vermeintlichen Verfas-
sungsverstoß zu b elegen, der zur Ab schaf-
fung der Wehrpflicht führen soll) verfas-
sungssystematisch immer schon die Aus-
nahme von der ihr vorgelagerten allgemei-
nen Handlungsfreiheit. Die Ab sicht, davon
frei bleib en zu wollen, ist verfassungsrecht-
lich ( !) so legitim wie die Ab sicht, zu atmen,
und b edarf keiner Rechtfertigung . (Die all-
gegenwärtige Formulierung, die z .T. auch
von Wehrpflichtigen selb st üb ernommen
wird , einer wolle sich j a nur »drücken« , stellt
die Verhältnisse auf den Kopf, um die B e-
troffenen einzuschüchtern .)

Wohl ab er b edarf die Heranziehung in j e-
dem Einzelfall einer (gesetzlichen) Recht-
fertigung, indem sie nur erfolgen darf,
wenn die im Gesetz für den Einzelfall defi-
nierten materiellen Heranziehungsvoraus-
setzungen tatsächlich vorliegen (wofür üb-
rigens die B ehörde die B eweislast trägt !) .
Erst wenn diese Voraussetzungen (verfas-
sungssystematisch b etrachtet : ausnahms-
weise) tatsächlich vorliegen, was eine ge-
naue Prüfung vorau ssetzt, kann sich die Fra-
ge stellen, welche der b eiden Arten von
Dienst in B etracht kommt : Wehr- o der Zivil-
dienst.

D araus folgt ab er ferner, dass es zum
selb stverständlichen Recht, wenn nicht gar

zur Pflicht eine s souveränen Bürgers ge-
hört, dem im Auftrag de s Volkes tätig wer-
denden Staat genauestens auf die Finger zu
schauen, wenn er diese Vorau ssetzungen
prüft, und der B ehörde dab ei nach Kräften
b ehilflich zu sein (im Falle der Wehrpflicht
ist das sogar gesetzliche Pflicht !) , um kei-
nem Bürger ohne sachlichen Grund seine
Freiheit zu nehmen, also grundsätzlich auf
gleicher Augehöhe mit der B ehörde zu agie-
ren .

D as b edeutet schließlich auch, dass der
Wehrpflichtige b ei der Mu sterung nicht le-
diglich Obj ekt des Handelns der B ehörde
ist, sondern offensiv seine Mu sterung b e-
treib en soll, b ei der er nichts dem Zufall
üb erlässt: Also vor allem zunächst einmal
genauestens erfährt, was da unter welchen
Kriterien mit welchen Mittel geprüft wird
und was er dazu b eitragen kann und mu ss,
um unter vollständiger Wahrung seiner
Rechte zu einem dem Gesetz entsprechen-
den Ergebnis zu kommen .

» Offensiv« heißt dab ei nicht, Einb eru-
fungshindernisse zu erfinden o der vorzu-
täuschen .

2 5 )

E s heißt vielmehr : D er Mu ste-
rung nicht au szuweichen, sondern sie ge-
zielt und au sschließlich entlang den ge setz-
lichen Vorgab en anzugehen, anstatt sich −
wie üblich − p assiv und in häufig genug na-
hezu untertäniger Schreckstarre durch-
schleusen zu lassen .

D ass das nicht von selb st funktioniert,
weiß j eder, der j e eine Mu sterung erlebt hat,
sei es nun, weil die B ehörden den Wehr-
pflichtigen b ewu sst die maßgeblichen In-
formationen vorenthalten o der diese ge-
zielt verschleiern

2 6)

, sei es , weil diese B ehör-
den selb st mit einer an den gesetzlichen Re-
geln orientierten Musterung vollständig
üb erfordert sind o der sei es auch, weil die
b ehördliche Routine immer und fast natur-
haft dazu führt, die Macht der Bürokratie
üb er die gesetzlichen Grenzen hinau s aus-
zudehnen und damit zu missb rauchen .

Diese Grundlagen am j eweiligen Fall zu
vermitteln und verständlich zu machen, ist
nach meiner Üb erzeugung und Erfahrung
Grundaufgab e j eder B eratung von Wehr-
pflichtigen, weil diese erst dann au s dem ei-
ne s souveränen Bürgers unwürdigen Statu s

»eines bloßen Obj ekte s staatlichen Han-
delns« (BVerfG) b efreit und in die Lage ver-
setzt werden, als » Subj ekte de s Verfahrens«
auf gleicher Augenhöhe mit der B ehörde ih-
re Rechte vollumfänglich in Anspruch zu
nehmen . D as setzt freilich voraus , dass die
B erater selb st sich die ser rechtlichen und
systematischen Grundlagen b ewu sst sind .

D er Gesetzgeb er hat nun − au s verfas-
sungsrechtlich zwingendem Grund − an
den Anfang aller Prüfungen die Frage ge-
stellt, ob ein Wehrpflichtiger den körperli-
chen (und p sychischen) Anforderungen
des D ienstes ohne Gefahr einer gesundheit-
lichen Schädigung gewachsen ist. Zwin-
gend deshalb , weil der, der keinen Wehr-
dienst zu leisten hat, auch keinen Zivildienst
zu leisten hat. Alle s andere wäre eb en j ene in
den Köpfen vieler Bürger herumspukende
» allgemeine Dienstpflicht« , die die Verfas-
sung au s gutem Grund gerade nicht zulässt.

D as hat zwangsläufig zur Folge , dass die-
ser ersten Frage stellung »Ist ein Wehrpflich-
tiger nach den Regeln des Gesetzes wehr-
dienstfäh ig o der nicht?« mit größter Sorg-
falt nachzugehen ist, b evor weitere Eingrif-
fe in seine ansonsten ge schützte Freiheit ge-
prüft und eventuell hingenommen werden
können (d .h . er erst dann vor die Frage ge-
stellt wird , ob er den Kriegsdienst verwei-
gern mu ss) .

Die Beratungsfalle

Zu dieser Prüfung und der daraus folgenden
B eratung − das muss man allerdings in aller
Offenheit sagen − sind die meisten (j eden-
falls die nichtanwaltlichen) B erater au s
ganz und gar verständlichen Gründen bis-
her weder fachlich no ch inhaltlich no ch or-
ganisatorisch ausreichend in der Lage .

2 7)

Gerade in diesem B ereich der Prüfung
des Vorliegens dieser Heranziehungs-
voraussetzungen genügt es ab er auch nicht,
die Wehrpflichtigen faktisch sich selb st zu
üb erlassen, weil sie in aller Regel auch nicht
im Ansatz die dafür erforderlichen Kennt-
nisse b esitzen . Schon der bloße Rat, sie sei-
en dazu etwa unter Hinzuziehung ihrer b e-
handelnden Ärzte selb st in der Lage , ist −
weil er fachkundig zu sein scheint − gefähr-
lich und fatal . Therapeutisch tätige Ärzte
sind in aller Regel nicht in der Lage , die hier
erforderliche und völlig anderen Gesichts-
punkten und Argumentationsmu stern fol-
gende B elastb arkeitsprogno se zu erstellen,
auf die es rechtlich alleine ankommt. Und
wer keinen »b ehandelnden« Arzt hat, hält
sich dann schon de shalb für wehrdienstfä-
hig − ein fataler Irrtum .

Gerade b ei der B eurteilung der »Wehr-
dienstfähigkeit« geht es nämlich um eine
ziemlich komplexe Verknüpfung rechtli-
cher und (medizinisch-)fachlicher Frage-
stellungen und Faktoren, die ein Laie regel-
mäßig nicht üb erblickt und an denen selb st
Juristen nicht selten scheitern .

Schon die Selb steinschätzung eine s
Wehrpflichtigen, welche Tauglichkeitsein-
schränkenden Umstände b ei ihm üb er-

2 5 ) Man kann häufig nur mit Erstaunen konstatieren,
mit wie viel So rglo sigkeit unter allerlei unkundiger
B eratung b ei der Mu sterung gezielt falsche »Atteste«
vorgelegt werden, was immerhin mit Freiheitsstrafe
bedroht ist. Wenn man d ann zugleich feststellt, dass
eb en diese Kandidaten regelmäßig über eine ganze
Reihe von physischen Faktoren verfügen, die ihre Ein-
berufung völlig legal ausschließen, d ann wird die Ver-
antwortungslo sigkeit, mit der solche Ratschläge er-
teilt werden, b esonders offenkundig.
2 6) Schon das Fehlen der B egründung der Tauglich-
keitseinstufung hat den alleinigen Sinn, den Wehr-
pflichtigen die no twendigen Informatio nen vo rzu-
enthalten, die sie allererst in die Lage versetzen wür-
den, zu prüfen, aufgrund welcher tatsächlicher Fest-
stellungen die B ehörde ihre Entscheidung getroffen
hat und ob die mindestens schlüssig ist. Die Mitteilung
von − auch rechtlich − völlig unsinnigen, sprachlo sen
Jargonfetzen wie »T2 « erinnert eher an den Gütestem-
pel b ei einem Zuchtbullenwettbewerb als an eine B e-
gründung in einem rechtsstaatlichen Verfahren, die
nachvollziehb ar sein soll . Was wie Trägheit und
Schlamperei wirkt, dient offensichtlich alleine dem
Zweck, die Anfechtung zu erschweren o der zu verhin-
dern. D enn was soll denn einer schon gegen »T2 « sa-
gen? Gegen die allemal zumutb are Feststellung, »wir
hab en b ei Ihnen die kö rperlichen Merkmale AB C fest-
gestellt und sind der Auffassung, dass die darau s b ei
der Ableistung des Wehrdienstes entstehenden Fol-
gen XYZ zumutb ar sind , weil . . . « , würde dem einen
oder anderen schon nahelegen, dieses Ergebnis kri-
tisch infrage zu stellen .

2 7) In der Regel dürften sie bisher allerdings auch
nicht die B erechtigung b esitzen, in diesen B ereichen
zu b eraten. D azu genügt auch nicht die bloße kirchli-
che B eauftragung welchen Inhalts auch immer, weil
die Kirchen das Recht zur Rechtsb eratung außerhalb
der gesetzlichen Vo rgab en, die für kirchliche B erater
auf die B eratung zur KDV b eschränkt ist, nicht verlei-
hen können .
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dann meist nichtssagend o der Gefälligkeits-
halb er »wohlwollend« formuliert sind und
das Gegenteil de ssen b ewirken, was b eab-
sichtigt ist − meist können die Wehrpflichti-
gen nicht einmal b eurteilen, was au s den
dortigen diagno stischen Angab en folgt !) ,
sie sollten auf Zurückstellung wegen der
Ausbildung spekulieren o der darauf, dass
man sie »vergessen« werde (also sich eigent-
lich wegducken und wie die kleinen Kinder,
die die Hand vor die Augen halten in der An-
nahme , dann seien sie nicht da) , und
schließlich, sie sollten p assiv auf die Einb e-
rufung warten und dann no ch schnell den
KDV-Antrag stellen (was im günstigsten Fall
dann zum Zivildienst führt, ohne j e seriö s
geprüft zu hab en, ob es dazu üb erhaupt
kommen mu sste) .

D as ist − stellt man die Intere ssen der Rat-
suchenden in den Vordergrund und die ei-
gene Lu st am B eratungsb etrieb und an der
fünf Jahre währenden B etreuung dahinter
zurück − nach meiner Üb erzeugung und Er-
fahrung unter vielerlei Ge sichtspunkten
vollkommen inakzeptab el :

Ich halte e s nicht für vertretb ar, den Rat-
suchenden letztendlich in die fünfj ährige
Warteschleife der Spekulation auf die Statis-
tik zu schicken, weil es ihn zwangsläufig in
seiner Entscheidungsfreiheit massiv b ehin-
dert, wenn er immer no ch das D amokles-
schwert der Einb erufung üb er sich hat,
ohne wirklich planen zu können, während
er die Frage der Wehrpflicht b ei gezielter
Herangehensweise längst geklärt hab en
könnte . D arau s entstehen dann immer wie-
der solche inakzeptablen Situ ationen wie
die , dass ein Studium künstlich verlängert,
ein eigentlich gewünschter Studienfach-
wechsel unterlassen wird au s Sorge um den
B e stand der Zurückstellung, o der ein Aus-
landsaufenthalt nicht angetreten wird in
der Sorge , durch den notwendig werden-
den Antrag auf Verlassensgenehmigung die
B ehörde auf sich aufmerksam zu machen,
ein Arb eitsplatz nicht angenommen wer-
den kann, der nur b ei Planungssicherheit
vergeb en wird u .v. a. m . , nur weil sonst das
hilflo se und auf S and geb aute Konstrukt der
Verschieb etaktik ins Wanken gerät − mit un-
ab sehb aren Folgen nicht nur für die b erufli-
che Karriere .

Ziel der B eartung kann es nicht sein, fünf
Jahre lang durch Trickserei und Versteck-
spiel das eigene Leb en auf die Wehrpflicht
einzu stellen, sondern Ziel kann es nur sein,
so früh wie möglich zu prüfen, ob und ggf.
wie die Ratsuchenden nach den Regeln des
Gesetzes davon zu b efreien sind − und das
sind sie j a ! Allerdings ist e s ein Mindestge-
b ot der Fairness den Ratsuchenden gegen-
üb er, sie mindestens auch üb er diese Alter-
nativen offen und wahrheitsgemäß aufzu-
klären .

haupt vorliegen, ist − wie die langj ährige Er-
fahrung zeigt − regelmäßig falsch , weil er
weder die Kriterien kennt, auf die es recht-
lich ankommt, no ch die einschlägigen inne-
ren physischen D ispo sitionen sehen o der,
wo er etwas davon spürt, angemessen inter-
pretieren kann . Vollends in die Irre geführt
wird er zudem dann, wenn er an j emanden
gerät, der ihm erklärt, dies mithilfe j ener
ob skuren Zentralen D ienstvorschrift (A nm.
d. Red. : der Bundeswehr; ZDv) 4 6/ 1 kompe-
tent und verlässlich erklären zu können,
weil do ch auch die B ehörde hieran ihre Ent-
scheidungen orientiere . Diese ZDv 4 6/ 1 ist
der denkb ar schlechteste , weil irreführen-
de B erater zu diesen Fragen und ist recht-
lich − allem dazu entfalteten b ehördlichen
Getö se und auch unter B eratern weit ver-
breiteten Missverständnis zuwider − auch
praktisch ohne B edeutung .

2 8)

D as alles führt dann aufgrund mangeln-
der Kenntnisse auch der B erater − bisher
und wie mir scheint: zunehmend − gele-
gentlich zu einer fatalen B eratungs-Falle , in-
dem diese Themen − sei es au s Unkenntnis ,
dass und in welchem Umfang diese Prü-
fungsnotwendigkeit üb erhaupt b esteht,
o der sei es au s Unerfahrenheit − einfach aus-
geblendet werden und sich die B erater −
freilich in b ester Ab sicht − auf die Frage kon-
zentrieren, wie man statt Wehrdienst Zivil-
dienst leisten kann .

Wir erleb en als Anwälte immer wieder,
dass Mandanten mit folgender o der ähnli-
cher Vorge schichte kommen : E s wurde ih-
nen zunächst vor der Mu sterung − wie sie
glaub en durften : fachkundig und kompe-
tent, weil von einem B erater stammend − ge-
raten, die Wahrscheinlichkeit einer Einb e-
rufung sei denkb ar gering, (was indes in die-
ser Ab straktheit schon de shalb falsch und
nichtssagend o der reine Spekulation ist,
weil au s den allgemeinen Einb erufungssta-
tistiken auch nicht ansatzweise entnommen
werden kann, welche »Verwendungssym-
b ole« , die für die Heranziehung maßgeblich
sind , in welcher Größenordnung b ei dem
j eweiligen Kreiswehrersatzamt angefor-
dert werden und der Wehrpflichtige zu die-
sem Zeitpunkt no ch nicht wissen kann, wel-
ches »Verwendungssymb ol« er erhalten
wird , und dab ei unb erücksichtigt bleibt,
dass sich in den langen fünf Jahren der Ein-
b erufb arkeit wegen der unterschiedliche
Jahrgangsstärken der Einb erufungsanteil
erheblich ändern kann) , sie sollten die Mus-
terung einfach und eher p assiv üb er sich er-
gehen lassen o der allenfalls mal eb en ein
p aar »Atteste vom Hausarzt«

2 9)

besorgen (die

»Offensive Auseinandersetzung auf
gleicher Augenhöhe« !

Mindestens eb enso wichtig ist mir ab er,
klarzumachen, dass ich e s für völlig inakzep-
tab el halte , jungen Bürgern b ei der in der
Regel ersten Gelegenheit ihre s Kontakte s
mit » Staat« nahezulegen, sich trickreich vor
die sem Staat davonzu schleichen, anstatt
sich auf gleicher Augenhöhe , die in einem
Rechtsstaat durch das Recht hergestellt
wird (und auch das Mu sterungsverfahren
b ei der B ehörde ist ein rechtlich geordnete s
Verfahren !) , offensiv mit ihm au seinander-
zu setzen und ihm diej enigen Grenzen auf-
zuzeigen, die ihm durch das Ge setz gezogen
sind . D en Ratsuchenden als Erste s und fast
Einziges b eizubringen, dass sie j a durch fal-
sche o der »ungerechte« Einb erufungspra-
xis , die mit no ch so eindrucksvollen und
großformatig präsentierte Statistiken b e-
legt werden mag, die die Ratsuchenden
ab er ohnehin in der Regel kaum durch-
schauen, vom Staat um ihre Freiheit b etro-
gen würden, anstatt sie üb er die sperrangel-
weit offen stehende Tür der gesetzlichen
Möglichkeit der Erledigung der Wehr-
pflicht umfassen zu informieren, prägt
zwangsläufig b ei ihnen ein Verständnis de s
Verhältnisses von Staat und Bürger, das ich
für fatal halte .

D as regelmäßige Ergebnis solcher asym-
metrischen B eratung mag zu Zeiten no ch
weniger als solches aufgefallen sein, als we-
nigstens ein gewisser Prozentsatz der Wehr-
pflichtigen den Tauglichkeitsanforderun-
gen für die Ableistung des Wehrdienste s
selb st b ei genau ster S achverhaltsaufklä-
rung no ch genügt hat. Seit das nicht mehr
der Fall ist, weil der Gesetzgeb er die Taug-
lichkeitsanforderungen − wie man anneh-
men mu ss : in vollkommener Unkenntnis
dessen, was er da regelt − 2 0 0 4 ge ändert hat,
muss man eigentlich b ei j edem, der in eine
derartige Einb erufungssituation gerät, wie
ich sie b e schrieb en hab e , sagen : »D as hätte
nicht sein mü ssen . B ei rechtzeitiger und
richtiger Herangehensweise wäre das The-
ma Wehrpflicht und damit die Gefahr eine s
Eingriffs in die Freiheit diese s Bürgers b e-
reits mit der Mu sterung b eendet gewesen . «

Im Kern sollte es also b ei der B eratung
von ratsuchenden Wehrpflichtigen in die-
sem Ab schnitt zunächst darum gehen, sie
üb er die se systematischen Zusammenhän-
ge aufzuklären, sie aus der Po sition eine s
Bittstellers der B ehörde gegenüber zu b e-
freien, ihr B ewu sstsein dafür zu schärfen,
dass sie aktiv handelnde Verfahrensb eteilig-
te und nicht Obj ekt des Verfahrens sind und
dass daher die fast schon eingefleischte Me-
tho de des Wegduckens falsch, kontrapro-
duktiv und gefährlich − und im Übrigen
auch unwürdig ist.

E s geht mithin zunächst (ganz ähnlich
wie b ei der klassischen B eratung zur KDV)
darum, mentale B arrieren zu b eseitigen, die
den Wehrpflichtigen immer wieder den
Blick auf die rechtliche Situ ation verstellen,
anstatt ihnen ein ro sarot gefärbte Brille der
Hoffnung auf ungewisse statistische B ewe-
gungen und b ehördliche Fehler zu verp as-
sen, und sie dann in großer Zahl do ch in ei-
nen − gerade unter Anlegung gesetzlicher
Maßstäb e − völlig üb erflü ssig Dienst trei-
b en zu lassen o der sie j edenfalls üb er Jahre
die ser ungewissen Gefahr au szu setzen . Je-

2 8) Ganz abgesehen davon, dass die do rt aufgeführ-
ten Kriterien als solche , nämlich zur Ab grenzung me-
dizinischer S achverhalte unter dem Gesichtspunkt
der B elastb arkeit, weitgehend bis vollkommen unge-
eignet sind , werden diese Abgrenzungen in aller Regel
zudem von Laien no ch falsch gelesen, weil sie einer
ganz b estimmten und aus dem Text sich nicht er-
schließenden Systematik folgen . Und zu allem Üb er-
fluss : Auch von der üb erwiegenden Zahl der Mitarb ei-
ter der medizinischen Dienste der Wehrb ehörden
werden sie falsch gelesen und folglich falsch ange-
wendet, vo n den niedergelassenen Ärzten ganz zu
schweigen . Die dort aufgeführten Kriterien entstam-
men nämlich nicht einer im strengen Sinne wissen-
schaftlich-medizinischen B eurteilung, sondern im
Kern einer statistischen Au swertung, wer von denj e-
nigen, b ei denen b ei der Musterung X o der Y festge-
stellt wurde , dann im S anitätsdienst mit welcher Häu-
figkeit wieder auftaucht. E s geht b ei der Anwendung
der ZDv 4 6/ 1 also − auf den Punkt gebracht − weniger
um die gesetzlich alleine b edeutsame B elastb ar-
keitsprogno se , die auf eine mögliche zukünftige (und

üb er die D auer des Wehrdienstes weit hinausreichen-
de ! ) Veränderung des Gesundheitszustandes zielt,
so ndern um die Auffälligkeits- o der − wenn man so
will − »Lästigkeitsprogno se« während des Wehrdiens-
tes . D as ist übrigens militärisch ko nsequent !
2 9) So verblüffend es auch klingen mag: D as
Schlimmste o der mindestens Irreführendste , was ei-
nem Wehrpflichtigen passieren kann, ist ein Hausarzt,
der selb st Wehrdienst geleistet hat und daher glaubt,
durch die Kenntnis der ZDv 4 6/ 1 die Kriterien zu ken-
nen, auf die es für die Mu sterung rechtlich ankomme .
D er Patient vertraut ihm und erfährt d adurch in aller
Regel nicht, welche physischen B edingungen bei ihm
vorliegen, auf die es für die B elastb arkeitsprogno se
ankommt, die ab er nicht im Blickfeld des Therapeu-
ten liegen, weil sie therapeutisch irrelevant sind .
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denfalls für die anwaltliche B eratung wäre
das ein grob er Kunst- und B eratungsfehler.

E s geht ferner darum − und das halte ich
persönlich für genau so wichtig wie die not-
wendige und wünschenswerte kritische
Disku ssion üb er Militarismus/Pazifismus − ,
das rechtsstaatliche B ewusstsein der Wehr-
pflichtigen zu schärfen und sie in die Lage
zu versetzen, als souveräne Bürger zu agie-
ren . D as ist nicht nur au s der ge setzlichen
Systematik heraus notwendig, weil vor der
Entscheidung üb er Wehr- und Zivildienst
die grundsätzliche Frage der Heranziehung
zu klären ist, sondern es stärkt − wie die Ge-
schichte und die Erfahrung zeigen − auch
die B ereitschaft, staatliches Handeln nicht
als naturhafte Vorgänge zu sehen, sondern
als solche , die man kritisch auch nach ethi-
schen Maßstäb en b eurteilen darf und muss
und die man auch aktiv b eeinflu ssen kann
und darf.

Zivildienst ist kein Ablasszettel

Was b edeutet das also zusammenfassend
für die »B eratung von Kriegsdienstverwei-
gerern und Wehrpflichtigen« unter den ver-
änderten B edingungen, die ich eingangs b e-
schrieb en hab e ?

Am Anfang aller B eratung sollte nach so
viel scheinb ar eingefleischter Verwirrung
der verbreiteten Vorstellungen üb er die Zu-
sammenhänge wieder die Aufklärung üb er
die rechtliche und systematische Einord-
nung der Wehrpflicht und aller darau s re-
sultierenden Vorgänge stehen, um j enes
rechtsstaatliche B ewu sstsein wieder aufzu-
b auen, das Grundlage der Verfassung ist
und das die Zu sammenhänge und die sich
d arau s ergeb enden Abwehrmöglichkeiten
erst wieder verstehb ar und handhabb ar
macht.

Ab er dab ei alleine sollte es selb st dann
nicht bleib en, wenn schon b ei der Mu ste-
rung die Frage der Wehrpflicht im Einzelfall
gelö st werden kann . Wehrpflichtige sollten
− wo möglich − auch dann mit der ethischen
Problematik des Militarismus konfrontiert
und dafür interessiert werden . D azu gibt es
vielerlei Möglichkeiten und Anlässe .

Gegenwärtig ist die Anerkennung als
Kriegsdienstverweigerer als solche kein
wirkliche s Problem mehr. D as kann und
wird sich vermutlich ändern, wenn die
Kriegseinsätze der Bundeswehr zuneh-
men .

3 0)

B ereits j etzt zeichnet sich eine deut-

liche , gewollte (nämlich zwischen BMVg ei-
nerseits und BAZ andererseits abgespro che-
ne !) Verschärfung der Anerkennungspraxis
b ei B erufs- und Zeitsoldaten ab . E s spricht
viele s dafür, dass sich das auch b ei wehr-
pflichtigen Soldaten so fortsetzen wird .

Zudem sind die Regelungen, die seiner-
zeit zur Ab schaffung der inhaltlichen Ge-
wissensprüfung führen sollten, nämlich die
Reduzierung der Prüfung auf äußere Tatsa-
chen, sang- und klanglo s (und leider ohne
j eden Widerstand der Verb ände , Kirchen
usw. , die sie seinerzeit durchgesetzt ha-
b en
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) au s dem KDV-Gesetz gestrichen wor-
den, so dass einer Verschärfung der Prü-
fungspraxis bis hin zur alten Willkür der frü-
hen J ahre nichts mehr im Wege steht. D a
kann es wieder spezifischen B eratungsb e-
darf geb en .

Die Aufgab e , die sich den B eratern, den
Verb änden, den Kirchen (auch den Anwäl-
ten !) stellt, könnten also unter die sen verän-
derten B edingungen neue Inhalte , Wege
und Akzente fordern: Diese könnten per-
spektivisch in der Aufkündigung des Still-
halteabkommens zwischen Pazifisten und
Militärs liegen, indem die ethische Diskussi-
on üb er militärische Logik vor dem Hinter-
grund steigender Kriegsgefahr neu ent-
facht und offensiv geführt wird . An Anläs-
sen dazu fehlt es nicht, wohl ab er evtl . an der
notwendigen Courrage o der Initiative .

Die schleichende Vereinnahmung der Zi-
vilgesellschaft durch militärische Logik auf
vielen Gebieten könnte (wieder) zum The-
ma werden . (D azu mü ssten B erater viel-
leicht wieder aus den B eratungszimmern
hinaus in die Schulen, die Kirchen, die öf-
fentlichen Plätze etc . gehen .)

E s mu ss wieder deutlichter werden :
Wenn man sich als Kriegsdienstverweige-
rer bzw. Pazifist versteht, dann ist die Ablei-
stung des Zivildienste s − so sozial wertvoll
der Umstand der Hilfe für Hilfsb edürftige
ist − kein Ablasszettel für die Verantwortung
j edes Einzelnen für den Einsatz militäri-
scher Gewalt »im Namen des Volkes« , also
auch im eigenen Namen, ob man daran nun
unmittelb ar b eteiligt ist o der nicht.

Wer Soldat ist o der Soldaten einsetzen
will , mu ss sich die Frage nach seinem Ver-
hältnis zur Ethik der Zivilgesellschaft gefal-
len lassen und darf nicht mit der Ausrede da-
vonkommen, diese werde auch im Krieg b e-
achtet und gar verteidigt. Eine Armee , die
sich dieses tiefen Konfliktes nicht in j eder
Lage b ewu sst ist, wird nicht verantwor-
tungsb ewu sst Waffen verwalten und Solda-
ten einsetzen können .

Die fortschreitende − j edenfalls äußerli-
che − Gleichgültigkeit der nachwachsen-
den Generationen gegenüb er der Gefähr-
dung der Zivilgesellschaft durch Militaris-
mus muss uns eb enso unruhig und aktiv ma-

chen wie das Ersterb en der Pazifismu s/Mili-
tarismus-D isku ssion .

D er schleichende Abb au und das notori-
sche D efizit an Rechstaatlichkeit im B ereich
des Wehrrechts muss als ein Umstand offen-
gelegt werden, gegen den es sich im Interes-
se einer freiheitlichen und republikani-
schen Ge sellschaft und Staatsordnung zu
wehren gilt.

Die no ch so b egrüßenswerte Rundum-
versorgung der Wehrpflichtigen per Web si-
te weckt für sich alleine nicht das B ewu sst-
sein für die grundsätzlichen Probleme , son-
dern macht die B eratungsstellen zu bloßen
D ienstleistern b eim Surfen an der Ob erflä-
che .

So gesehen könnte man der ideologisch
vielfach missbrauchten und notorisch miss-
verstandenen »Allgemeinen Wehrpflicht«
gleichsam eine » alternative Wehr-Pflicht
der Pazifisten« entgegensetzen : Die Pflicht
eines Bürgers in einem freiheitlichen und
republikanischen Rechtsstaat, sich gegen
die Tabuisierung der Logik militärischer
Gewalt, gegen die B ereitschaft zur b eliebi-
gen Opferung einer unb estimmten Vielzahl
von Menschen zu einem b estimmten, (für
gut gehaltenen) Zweck, zu Lasten der ethi-
schen Normen der Zivilgesellschaft und ih-
rer Verfassung zu wehren, sich gegen staatli-
che Üb ergriffe − o der wenn man so will : ge-
gen die geradezu naturhafte Üb ergriffigkeit
staatlicher B ehörden b eim Vollzug de s
Wehrrechts − zu wehren .

Wenn es in der B eratung von Wehrpflich-
tigen gelingt, diese s B ewu sstsein zu schaf-
fen und zu stärken, sie also zu »Verteidigern
von Rechtsstaatlichkeit« und zu »Verteidi-
gern der ethischen Normen einer Zivilge-
sellschaft« und nicht lediglich zu »Zivis« zu
machen, dann hätte der B egriff der » allge-
meinen Wehrpflicht« einen neuen, der Ver-
fassung entsprechenden Sinn und Inhalt,
der für die B etroffenen weit üb er die Frage
der Ableistung von Wehr- o der Zivildienst
hinausreichen könnte . D enn die ethischen
Normen einer Zivilge sellschaft und der frei-
heitliche Rechtsstaat, wie sie b eide in der
Verfassung verankert sind , können nur im
Alltag der Bürger und tagtäglich gegenüb er
einem sich verselb ständigenden Staatsap-
p arat wirksam verteidigt werden − und
nicht am Hindukush − allerdings : auch nicht
alleine dadurch, dass man »Zivi« wird .

3 0) D aran ändert sich übrigens auch nichts dadurch,
dass Wehrpflichtige gegenwärtig (no ch) nicht zu sol-
chen Einsätzen herangezogen werden. So wenig sich
die breite Öffentlichkeit 1 9 4 6 eine neue deutsche
Wehrmacht vo rstellen konnte o der wollte , so wenig
man sich no ch vor 1 5 o der 2 0 Jahren hierzulande vor-
stellen konnte , dass die Bundeswehr in den Krieg
zieht, ohne angegriffen zu sein, so wenig können und
wollen sich heute manche vorstellen, dass Wehr-
pflichtige zum Waffeneinsatz im Krieg herangezogen
werden − ab er so wenig verlässlich ist solche Hoff-
nung auch . Die ersten Einsätze der Bundeswehr im
Ausland waren »humanitäre« Einsätze des S anitäts-
dienstes etc . Sehr schnell hat sich ab er erwiesen, dass
damit lediglich die Akzeptanz auch ganz anderer Ein-
sätze vorb ereitet werden sollte . Sicher werden Wehr-
pflichtige ggf. nicht sofort zu direkten Kampfeinsät-
zen, sondern zunächst zur »Katastrophenhilfe« o . ä. he-
rangezo gen werden; wenn etwa die ab sehb aren Fol-
gen der Klimaveränderungen z . B . zu Üb erschwem-
mungen eb enso wie zu Wassermangel o der Hungers-
nö ten und glob alen Wanderungsbewegungen führen,
die die (auch militärischen !) Planer vorau ssagen . Ab er
auch diese Grenze wird verwischt werden, wenn erst
einmal die ersten Schritte im öffentlichen B ewu sst-
sein akzeptiert sind . D er ehemalige Generalinspek-

teur der Bundeswehr und Vorsitzende des Nato-Mili-
tärausschu sses und heutige B erater der Bundesregie-
rung, Klaus Naumann (üb rigens : auch Aufsichtsrats-
mitglied des franzö sischen Rüstungskonzerns Thales
Group) , von dem auch die Erkenntnis stammt, »es gel-
ten nur no ch zwei Währungen in der Welt: Wirtschaft-
liche Macht und militärische Mittel, sie durchzu set-
zen« (Spiegel 0 3/ 1 9 9 3 ) , hat dies schon zu Zeiten in
Strategiep apieren formuliert, zu denen die Öffentlich-
keit no ch nicht einmal geahnt hat, wie b ald es zum ers-
ten kriegerischen Einsatz der Bundeswehr kommen
wird .
3 1 ) Vgl. Fritz/B aumüller / Brunn, Kommentar zum
KDVG, Rdnrn. 5 , 2 2 zu § 5 KDVG
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